
Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 7 Plenarprotokoll 17/36 

 

Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident André Kuper: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Meine Damen und Herren! Ich heiße Sie herz-
lich willkommen. 

Im Moment höre ich über die Lautsprecher kaum et-
was. Wir müssen die Technik nachsteuern. 

(Präsident André Kuper wird ein Mikrofon ge-
reicht.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Nachdem diese kleine Tonpanne behoben 
ist, darf ich Sie alle zu unserer 36. Sitzung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen herzlich willkommen hei-
ßen. Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zu-
schauertribüne, den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Medien sowie den Zuschauerinnen und Zu-
schauern an den Bildschirmen. 

Für die heutige Sitzung haben sich fünf Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich noch einmal 
darauf hinweisen, dass der ursprünglich für heute an-
gesetzte Tagesordnungspunkt 22 entfällt. 

Damit treten wir in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf: 

1 Planungen der Landesregierung zu aktuellen 
energie- und klimapolitischen Herausforde-
rungen 

Unterrichtung 

der Landesregierung 

In Verbindung mit: 

Gericht verhängt Rodungsstopp im Hamba-
cher Wald – Landesregierung muss sich jetzt 
der politischen Verantwortung für das Rheini-
sche Revier stellen! 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 17/3849 

In Verbindung mit: 

Gesellschaftlichen Konsens zum Kohleaus-
stieg ernst nehmen: Rodungsmoratorium und 
neue Leitentscheidung jetzt! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/3791 

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 
8. Oktober mitgeteilt, dass die Landesregierung be-
absichtigt, den Landtag zu Planungen der Landesre-
gierung zu aktuellen energie- und klimapolitischen 
Herausforderungen zu unterrichten. 

Zudem hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
Schreiben vom 8. Oktober gemäß § 95 Abs. 1 unse-
rer Geschäftsordnung eine Aussprache zu einer ak-
tuellen Frage der Landespolitik beantragt, welche 
uns als Drucksache 17/3849 vorliegt. 

Diese beiden Punkte sollen gemeinsam beraten wer-
den. Ebenfalls in die Debatte mit einbezogen wird der 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 17/3791. 

Die Unterrichtung der Landesregierung erfolgt durch 
den Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie, Professor Dr. Pinkwart. Ich erteile 
Herrn Minister Pinkwart nun das Wort. Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten … 

(Präsident André Kuper reicht Minister 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart das Mikrofon.) 

– Funktioniert es nicht? Das ist mal eine neue Form 
der Kommunikation. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Ich darf noch einmal neu beginnen. Dann läuft aber 
auch die Zeit neu.  

(Heiterkeit – Am Redepult wird ein neues Mik-
rofon angebracht.) 

– Das ist ja toll; wunderbar. Ich sehe, es liegt nicht an 
der Energieversorgung. 

(Beifall von der CDU, der SPD, der FDP und 
der AfD) 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die NRW-Koalition ist angetre-
ten, Gegensätze zu überwinden und Ökonomie und 
Ökologie miteinander in Einklang zu bringen. Unser 
Ziel ist es, Nordrhein-Westfalen bis spätestens 2030 
zum innovativsten, leistungsstärksten und klima-
freundlichsten Industrieland weltweit zu machen.  

Die NRW-Koalition hat sich in ihrer Koalitionsverein-
barung klar zum Klimaschutzabkommen von Paris 
und dem Ziel bekannt, dass die Welt in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts weitgehend treibhausgas-
neutral wirtschaften soll. Das im Klimaschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen für 2020 vorgegebene Minde-
rungsziel für Treibhausgasemissionen in Höhe von 
25 % gegenüber 1990 werden wir nicht nur einhalten, 
sondern Nordrhein-Westfalen wird es übererfüllen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Zur Erreichung der Klimaziele bedarf es auch, aber 
nicht nur einer Wende in der Energieerzeugung. Die 
Energiesysteme der Zukunft sind dabei so zu gestal-
ten, dass sie die Faktoren Bezahlbarkeit, Versor-
gungssicherheit und Klimaverträglichkeit gleichran-
gig berücksichtigen und langfristig in Einklang brin-
gen.  

Dies ist angesichts der komplexen energiewirtschaft-
lichen Wirkungszusammenhänge eine anspruchs-
volle Aufgabe. Diese Aufgabe kann und wird gelin-
gen, wenn wir sie offensiv, aber auch sachlich und 
mit klarem Verstand und Weitsicht angehen. Die Ge-
staltung der Energiesysteme der Zukunft erfordert 
Entscheidungen mit strukturellen und langfristigen 
Auswirkungen – nicht nur für die Energiewirtschaft, 
sondern auch für die energieintensive Industrie und 
ihre Beschäftigen sowie auch für unsere Gesellschaft 
insgesamt.  

Diese Aufgabe ist deshalb nicht geeignet für politi-
sche Kurzsätze nach dem Motto: Raus aus der 
Kohle, rein in die Erneuerbaren; es wird schon ir-
gendwie klappen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit solchen pauschalen und unterkomplexen Aussa-
gen mag man kurzfristig politischen Zuspruch be-
kommen, der Sache selbst helfen sie wenig. 

Wir wollen auch vor dem Hintergrund der Arbeit der 
Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“ für ein Gelingen der Energiewende sor-
gen, die die Belange der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft, ihrer Beschäftigten und der Bürgerinnen 
und Bürger in berücksichtigt. Wir brauchen eine ver-
lässliche Perspektive für alle Beteiligten hier in unse-
rem Land und in Deutschland. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Energiewirtschaft selbst und die mit ihr direkt und 
indirekt verbundenen Zuliefererbranchen sind ein 
wichtiger Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor. Das 
ist jedoch nicht alles. Eine zuverlässige und stabile 
Energieversorgung ist auch für Nordrhein-Westfalen 
insgesamt von existenzieller Bedeutung. 

Unsere heimische Wirtschaft ist auf eine sichere und 
bezahlbare Energieversorgung angewiesen wie 
kaum ein anderes Bundesland. Nur so kann sich 
Nordrhein-Westfalen als Industriestandort weiterent-
wickeln und Wertschöpfung und Hunderttausende 
hochwertige Arbeitsplätze erhalten. 

Allein die Unternehmen in den weitgehend energie-
intensiven Branchen Papier, Glas, Chemie, Kunst-
stoff, Mineralöl und Metallerzeugung beschäftigen in 
Nordrhein-Westfalen mehr als eine Viertelmillion Ar-
beitnehmer. Das sind sehr gute Arbeitsplätze mit or-
dentlichen Tarifverträgen und Einkommen für die 
Menschen in unserem Land. 

Hinzu kommen zahlreiche Arbeitsplätze bei Zuliefe-
rern, im Investitionsgüterbereich wie dem Maschi-
nenbau und bei unternehmensnahen Dienstleistern 
wie Güterverkehr, IT, Leasing oder Forschung und 
Entwicklung, die auch in Nordrhein-Westfalen viel-
fach ohne die energieintensive Industrie überhaupt 
nicht denkbar wären. 

Um diese wirtschaftliche Kraft zu erhalten, benötigen 
wir auch in Zukunft eine leistungsstarke, eine hoch 
innovative Energieerzeugung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wie lange die Kohleverstromung noch als Brücke be-
nötigt wird, darüber berät derzeit die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“. 
Diese Ergebnisse wollen wir abwarten. Die Landes-
regierung steht in diesem Prozess dafür ein, die Kli-
maziele nicht gegen die Wirtschaft auszuspielen. Wir 
können und wollen die Klimaziele nur zusammen mit 
einer starken und modernen Wirtschaft erreichen 
und nicht auf Kosten einer Deindustrialisierung unse-
res Landes. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vor welche immensen Herausforderungen uns die 
Energiewende stellt, zeigt unter anderem ein Blick in 
die Quartalsberichte zu Netz- und Sicherungsmaß-
nahmen der Bundesnetzagentur. Im Jahr 2012 wa-
ren Redispatch-Maßnahmen im deutschen Übertra-
gungsnetz in einem Umfang von rund 5.000 GWh er-
forderlich, um die Netzstabilität zu gewährleisten. Im 
Jahr 2017 waren bereits Redispatch-Maßnahmen in 
Höhe von 20.500 GWh nötig. Dies bedeutet eine Ver-
vierfachung des Eingriffsvolumens innerhalb von nur 
fünf Jahren. 

Die dabei anfallenden Kosten sind allein von 2016 
mit 880 Millionen Euro auf 1,4 Milliarden Euro in 2017 
gestiegen, und man geht davon aus, dass sich die 
Kosten in 2025, wenn die Kernkraftwerke abgeschal-
tet worden sind, auf über 4 Milliarden Euro pro Jahr 
belaufen könnten. 

Meine Damen und Herren, die Zunahme netzstabili-
sierender Maßnahmen verdeutlicht, dass die Zuver-
lässigkeit unseres Energiesystems zunehmend auf 
die Probe gestellt wird. Veränderungen im Verhältnis 
von erneuerbaren zu konventionellen Energieerzeu-
gungskapazitäten führen dazu, dass sich auch das 
Verhältnis volatiler Kapazitäten aus erneuerbaren 
Energien auf der einen Seite und grundlastfähiger 
Kapazitäten aus konventioneller Erzeugung auf der 
anderen Seite verändert. 

Da weder der Netzausbau noch die Entwicklung leis-
tungsfähiger Speichertechnologien mit dieser Ent-
wicklung Schritt halten, hat diese Verschiebung mas-
sive Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit. 
Verschärfen wird sich die Situation in den kommen-
den Jahren durch den beschlossenen Kernenergie-
ausstieg, mit dem bis Ende 2022 weitere rund 10 GW 
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gesicherte Kraftwerksleistungen täglich nicht mehr 
zur Verfügung stehen werden. Über Jahrzehnte ha-
ben wir die Netzstabilität aber als gegeben ansehen 
können. 

Netzstabilität ist und bleibt ein unerlässlicher Faktor 
für den dauerhaften Erfolg unseres Wirtschaftsstan-
dortes. Diesen Standortfaktor dürfen wir nicht leicht-
fertig aufs Spiel setzen. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Die Digitalisierung liefert uns einerseits neue Antwor-
ten zur Lösung dieser Flexibilitätsanforderungen. An-
dererseits werden aber auch die Ansprüche an die 
Versorgungssicherheit und Netzstabilität durch die 
Digitalisierung noch einmal erheblich steigen. Vom 
Smart Home bis zur Smart Factory – alles wird am 
Strom hängen. 

Es wäre fahrlässig, eine Reduzierung des Niveaus 
der Versorgungssicherheit hinzunehmen und gleich-
zeitig über die Weiterentwicklung von Industrie 4.0, 
vernetze Mobilität oder Cybersicherheit zu sprechen. 
Deutschland kann nicht digital werden wollen, aber 
gleichzeitig seine Stromversorgung schwächen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Um die Kohlekraftwerke schneller vom Netz nehmen 
zu können, wird gerne angeführt, dass Deutschland 
schon genügend Strom produziere und sogar expor-
tiere. Verschwiegen wird dabei gerne, dass die Brut-
tostromleistung aus Wind- und Fotovoltaik zwar für 
einen Stromüberschuss sorgt, dieser Strom beim 
deutschen Verbraucher und der deutschen Industrie 
aber nicht verlässlich ankommt – 

(Zuruf von der AfD) 

erstens wegen der Wetterabhängigkeit und zweitens 
wegen fehlender Übertragungsnetze. Von den für 
50 % Anteil der Erneuerbaren an der Energieversor-
gung bis 2030 bisher geplanten 7.700 km Übertra-
gungsnetzen sind gerade einmal 13 % fertiggestellt 
worden. Das müssen wir uns vor Augen führen. 

Die Erneuerbaren tragen zwar bruttobezogen mittler-
weile ein Drittel zur Stromumwandlung bei, insge-
samt aber nur 10 % der täglich gesicherten Leistung. 

(Zuruf von der AfD) 

Je nach Ausstiegsszenario aus der Kohleverstro-
mung würde Deutschland als größtes Industrieland 
Europas zum Stromimporteur. Ihre Rolle als Mitte 
des nächsten Jahrzehnts einzige Nettostromexpor-
teure in Europa würden Polen und Frankreich aus-
bauen. Das eine Land produziert 90 % seines Stroms 
aus Kohle, das andere Land 75 % seines Stroms aus 
Atomkraft. Wir würden in Deutschland nicht nur die 
Atomkraft, sondern auch die Kohle aufgeben, um 
beides in den Nachbarländern in schlechterer Quali-
tät für Sicherheit und Umwelt zu fördern und dafür 
auch noch teuer bezahlen. 

(Helmut Seifen [AfD]: Das ist die Politik der 
Grünen!) 

Wir können und wollen die Energiewende aber nicht 
negativ, sondern positiv und zukunftsgerecht gestal-
ten, meine sehr verehrten Damen und Herren. Dazu 
müssen wir die Energiewende in Deutschland vom 
Kopf auf die Füße stellen 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

und sie mit einem verlässlichen Plan unterlegen, wie 
wir bis wann aus den konventionellen Energien aus-
steigen können. Dieser Ausstieg ist aus Klimaschutz-
gründen und wegen der Endlichkeit der Ressourcen 
unzweifelhaft notwendig, 

(Zuruf von der SPD) 

aber er muss bezahlbar sein und darf die Versor-
gungssicherheit nicht infrage stellen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Für eine Neujustierung der Energiewende benötigen 
wir ein ganzes Maßnahmenbündel, das die derzeit 
losen Enden der Energiewende sinnvoll zusammen-
führt. Hierzu erarbeitet die Landesregierung derzeit 
gemeinsam mit der Industrie, der Energiewirtschaft, 
den Verbänden und den Gewerkschaften eine Ener-
gieversorgungsstrategie. Aus Sicht der Landesregie-
rung müssen dabei unter anderem die folgenden 
wichtigen Aspekte berücksichtigt werden: 

Erstens: schnellerer Ausbau der Strom- und Gas-
netze für den Transport des Ökostroms zum Ver-
braucher und Synchronisation mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Dies reduziert auch die stark 
gestiegenen Kosten, von denen ich eben sprach. 

Zweitens: Erhalt der Versorgungssicherheit durch 
eine Verlagerung der Energieerzeugung aus Gas-
kraftwerken, die unter anderem auf bestehenden 
Kohlekraftwerksstandorten in Nordrhein-Westfalen 
entstehen und längerfristig auf synthetisches Gas 
aus erneuerbaren Quellen umgestellt werden kön-
nen. 

(Zuruf von der SPD) 

Drittens: stärkere Anreize für eine Sektorenkoppe-
lung und Belebung der Sektoren, die nicht dem EU-
weiten Emissionshandel unterliegen, mit einem CO2-
Preis, der Teile der bisherigen Abgaben und Steuern 
ablöst. 

Viertens: Förderung dezentraler urbaner Energielö-
sungen aus Fotovoltaik, Geothermie, Kraft-Wärme-
Kopplung und Elektromobilität. Hier hat Nordrhein-
Westfalen aufgrund seiner Siedlungsstruktur große 
Potenziale. 

Fünftens: Schaffung von angemessenen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen für gesicherte Leistun-
gen und Förderung einer marktorientierten Flexibili-
sierung bei Angebot und Nachfrage. 
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Last, not least, meine Damen und Herren: Reduzie-
rung von Steuern und Abgaben auf Strom sowie an-
teilige Finanzierung der EEG-Umlage aus dem Bun-
deshaushalt, nicht zuletzt – das füge ich hinzu – im 
Interesse einer sozial gerechteren Kostenverteilung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Diese wichtigen Maßnahmen sind entscheidende 
Voraussetzungen für eine schnellere Reduzierung 
der Kohleverstromung und könnten das Fundament 
für einen Neustart der Energiewende bilden, der 
Deutschland wieder zu einem Vorbild in der Welt 
werden lässt. Das waren wir einmal. Inzwischen 
schaut das Ausland aber kopfschüttelnd auf die Inef-
fizienz der deutschen Energiepolitik. Das müssen wir 
ändern. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die rot-grüne Vorgängerregierung hat den Ausstieg 
aus der Braunkohle für nach 2045 vorgesehen. Das 
ginge schneller, aber nur, wenn die zuvor beschrie-
benen Maßnahmen zur Neujustierung der Energie-
wende schneller und verlässlich umgesetzt werden 
und die Frage des Strukturwandels in der Region 
konkret und nachhaltig beantwortet wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nur wenn Deutschland es schafft, die Energiewende 
so weiterzuentwickeln, dass sie den Wohlstand si-
chert und der Umwelt dient, wird es weltweit Nach-
ahmer geben. Zu dieser Aufgabe gehören die Förde-
rung der Transformation in der Industrie, die For-
schung und Entwicklung und der in die Zukunft ge-
richtete Strukturwandel in den Regionen. 

Die Landesregierung arbeitet daran, diese Voraus-
setzungen zu schaffen, und setzt gezielte Maßnah-
men und Initiativen um. Der Schlüssel dafür sind In-
novationen und Investitionen. Für beides schaffen 
wir in Nordrhein-Westfalen wieder bessere Rahmen-
bedingungen, indem wir den Zeitraum bis zur Geneh-
migung von modernen und klimafreundlichen Anla-
gen halbieren und dafür sorgen, dass die neuen um-
weltfreundlichen Anlagen in Nordrhein-Westfalen 
schneller errichtet werden können. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Menschen in Nordrhein-Westfalen sind bereit, 
den Weg der Energiewende mitzugehen. Diese Ak-
zeptanz gilt es aber zu erhalten. Der aktuelle Bericht 
des Bundesrechnungshofes belegt, was jeder Bun-
desbürger leistet, um den Atomstrom und konventio-
nelle Energieträger durch Erneuerbare zu ersetzen. 
Bislang hat die Energiewende 160 Milliarden Euro 
gekostet. Einen Großteil haben die Verbraucher di-
rekt bezahlt. Allein im vergangenen Jahr waren es 24 
Milliarden Euro über die EEG-Umlage, hinzu kamen 
weitere Umlagen über den Strompreis. 

Im Ergebnis attestiert der Bundesrechnungshof der 
Energiewende aber, dass zwei der drei Grundpfeiler 

einer verantwortungsvollen Energiepolitik brüchig 
sind: Bezahlbarkeit und Klimaschutz.  

Einerseits hat Deutschland die höchsten Strom-
preise, was zunehmend zu einer sozialen Frage wird. 
Gerade die einkommensschwachen Haushalte und 
der Mittelstand leiden am meisten unter der Verteue-
rung. Andererseits – das muss uns zu denken ge-
ben – verbessert sich die CO2-Bilanz bei Weitem 
nicht so stark, wie es eigentlich notwendig wäre.  

Doch damit nicht genug, meine Damen und Herren. 
Mit der Forderung nach einem übereilten Kohleaus-
stieg gerät nun auch der dritte Grundpfeiler einer klu-
gen Energiepolitik ins Wanken: die Versorgungssi-
cherheit.  

In seinem Bericht vom 28. September 2018 stellt der 
Bundesrechnungshof fest – ich darf mit Genehmi-
gung des Präsidenten zitieren –: 

„Trotz des erheblichen Einsatzes von Personal 
und Finanzmitteln erreicht Deutschland die Ziele 
bei der Umsetzung der Energiewende bisher 
überwiegend nicht …“ 

Weiter heißt es: 

„Aus Sicht des Bundesrechnungshofes sind ent-
scheidende Verbesserungen bei der Koordination 
und Steuerung der Energiewende unumgänglich. 
Die Bundesregierung bleibt zum Handeln aufge-
fordert. Anderenfalls könnte in der deutschen und 
der internationalen Öffentlichkeit der Eindruck 
entstehen, Deutschland sei nicht imstande, die 
gesamtgesellschaftlich und langfristig angelegte 
Energiewende erfolgreich zu gestalten und umzu-
setzen …“ 

So weit der Bundesrechnungshof, ich denke, eine 
neutrale Instanz.  

Genau an dieser Kritik des Bundesrechnungshofs 
setzt unsere Politik für Nordrhein-Westfalen an, die 
ich eben in Eckpunkten beschrieben habe. Wir müs-
sen alles tun, um die Energiewende vom Kopf auf die 
Füße zu stellen, ein breites Fundament zu legen. Ge-
nau das erwarten wir auch von der Arbeit in der Kom-
mission „Wachstum, Struktur und Beschäftigung“.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

In den vergangenen Monaten ist immer wieder die 
Leitentscheidung der rot-grünen Landesregierung 
zur Zukunft des Rheinischen Reviers aus dem Jahr 
2016 angesprochen worden. Man muss anerkennen, 
dass die gerade einmal zwei Jahre zurückliegende 
Leitentscheidung von einem energiewirtschaftlichen 
Realismus geprägt war.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die von SPD und Bündnis 90/Die Grünen beschlos-
sene Leitentscheidung vom 5. Juli 2016 basierte auf 
der Bedeutung der Braunkohleverstromung für Ver-
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sorgungssicherheit und Preisstabilität und berück-
sichtigte bereits den künftigen Rückgang der Braun-
kohleverstromung. Die damalige Landesregierung 
hatte in der Leitentscheidung zur Verkleinerung des 
Tagebaus Garzweiler II unter anderem festgestellt, 
dass – ich zitiere – „Braunkohlenabbau in den Tage-
bauen Garzweiler II, Hambach und Inden in Nord-
rhein-Westfalen zur langfristigen Energieversorgung 
weiter erforderlich“ bleibe.  

Im Rahmen der Erarbeitung der Leitentscheidung hat 
die Landesregierung ein Onlinebeteiligungsverfah-
ren durchgeführt. In diesem Verfahren ist bereits eine 
Schonung des Hambacher Forstes von den Bürgern 
thematisiert worden. In der Abwägung hat sich die 
von den Grünen mitgetragene Landesregierung aber 
gegen diese Anregung entschieden. Der zurückge-
hende Bedarf an Braunkohle könne genutzt werden, 
um auf eine sonst noch notwendige Umsiedlung von 
Menschen zu verzichten. Dies sei der schwerste mit 
dem Braunkohleabbau verbundene Eingriff. Der mit 
der damaligen Leitentscheidung ausdrücklich bestä-
tigte Bedarf für Braunkohleabbau auch nach 2030 
mache aber den Tagebau Hambach, in dem keine 
weiteren Umsiedlungen mehr erforderlich werden, in 
seinen unveränderten Abbaugrenzen erforderlich. 

(Heiterkeit von der CDU) 

Mit Blick auf die Leitentscheidung der rot-grünen 
Landesregierung ist anzumerken – die Abwägung 
„Menschen vor Bäumen“, die Sie getroffen haben,  

(Zuruf von Michael Hüber [SPD]) 

die aus meiner Sicht richtig war –, dass das im selben 
Jahr war, in dem das Pariser Klimaabkommen ge-
schlossen wurde und der Bund mit dem Land eine 
Herausnahme von fünf Kohlekraftwerksblöcken ver-
einbarte, da die Bedrohung der nationalen Klimaziele 
für 2020 schon zu diesem Zeitpunkt vollumfänglich 
bekannt war. Sie haben also wissentlich, wie sich die 
Lage entwickelt, entschieden. Rückblickend war das 
eine rational vernunftgeleitete Entscheidung. Es 
wäre nur schön gewesen, Sie hätten sich in den letz-
ten Wochen und Monaten an diese Entscheidung 
und Ihre Begründung erinnern können. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Michael Hübner [SPD]) 

In den vergangenen Wochen und Monaten haben wir 
eine Vermischung von Sachverhalten aus politi-
schem Kalkül erlebt, die nicht geschehen darf. Wäh-
rend die WSB-Kommission über die mittel- bis lang-
fristige Ausrichtung der Energieversorgung berät, 
geht es bei den Diskussionen um den Hambacher 
Forst um die Umsetzung von bestehenden Abbauge-
nehmigungen auf der Grundlage der eben zitierten 
Leitentscheidung. 

Hierzu hat das Oberverwaltungsgericht in der Haupt-
sache bisher nicht entschieden, sondern sich für die 

Entscheidung mehr Zeit erbeten. Diese Entschei-
dung respektieren wir selbstverständlich. 

Gleichzeitig erwarten wir aber auch, dass die De-
monstranten den Beschluss des Oberverwaltungs-
gerichts vom 14. September 2018 zur Vollziehung 
der Räumungsanordnung der Baumhäuser respek-
tieren und angesichts der im Beschluss bestätigten – 
ich zitiere das Gericht – „Gefahren für die Bewohner 
der Baumhäuser unter Gesichtspunkten des Brand-
schutzes und einer mangelnden Sicherung vor Stür-
zen in die Tiefe“ jetzt eine erneute Errichtung von 
Baumhäusern unterlassen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden Rechtsbrüche – damit das ganz klar ist – 
auch künftig nicht akzeptieren. Wir können den Ord-
nungsbehörden und Einsatzkräften aber auch nicht 
fortlaufend zumuten, die Bewohner der Baumhäuser 
vor sich selbst und das vom BUND als besonders 
schutzwürdig angemeldete Gebiet vor den Aktivisten 
zu schützen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte für die Lan-
desregierung die Gelegenheit nutzen und den Ret-
tungskräften, den Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten für ihren anspruchsvollen und besonnenen 
Einsatz im Zuge der Räumungsmaßnahmen großen 
Dank aussprechen.  

(Lang anhaltender Beifall von der CDU und 
der FDP)  

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ ist unter anderem mit dem Ziel einge-
setzt worden, einen Plan zur schrittweisen Reduzie-
rung und Beendigung der Kohleverstromung ein-
schließlich eines Abschlussdatums vorzulegen. 

Die Kommission hat aber auch den Auftrag zur 
Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zu-
kunftssichere Arbeitsplätze in den betroffenen Regi-
onen im Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern, 
Kommunen und den wirtschaftlichen Akteuren. 

In den letzten Monaten haben wir in enger Abstim-
mung mit den regionalen Vertretern aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik ein umfassendes Pro-
gramm zur Entwicklung neuer Perspektiven für das 
Rheinische Revier entwickelt und der WSB-Kom-
mission vorgelegt. 

Darüber hinaus haben wir eine Prioritätenliste für das 
Start- und Langfristprogramm abgestimmt, das wir 
am Freitag mit der WSB-Kommission besprechen. 

An die traditionsreichen Stärken der Energiewirt-
schaft in unserem Land anzuknüpfen, ist unsere 
größte Chance, damit wir auch an den neuen, wach-
senden Geschäftsfeldern eines sich wandelnden 
Energiesystems teilhaben. 
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Die bestehenden Kraftwerke in Verbindung mit den 
energieintensiven Unternehmen bilden gemeinsam 
mit unseren Innovationskompetenzen die hohe La-
gegunst des Rheinlandes für das Erzeugen von Pro-
dukten, die wir nach der Energiewende mehr denn je 
brauchen. Ich spreche hier vom Produkt „Versor-
gungssicherheit“, das neu konzipiert werden muss. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Das Sie kaputt ge-
macht haben!) 

Denn es wird anspruchsvoller, kontinuierlich und zu-
verlässig Energie bereitzustellen. 

Wir setzen uns daher in Berlin unter anderem dafür 
ein, dass als eines unserer Leitprojekte das Realla-
bor Wärmespeicherkraftwerk MS-Store-to-Power 
eingerichtet wird. 

Dieses Wärmespeicherkraftwerk soll an einem ehe-
maligen Kraftwerkstandort als Reallabor geschaffen 
werden. Dabei handelt es sich um einen Flüssigsalz-
Wärmespeicher, der bis zu 1 Gigawatt Wärme spei-
chern soll. Er ist schwarzstartfähig und kann in einer 
sogenannten Dunkelflaute als Back-up-Kraftwerk 
dienen. 

Mit einem Gesamtsystemwirkungsgrad von ca. 40 % 
kommt der Speicher einem modernen Braunkohle-
kraftwerk in seiner Wirkung nahe. Durch die Entwick-
lung von Hochtemperaturwärmepumpen werden in 
Zukunft sogar Gesamtwirkungsgrade von bis zu 
70 % möglich. 

Deswegen werden wir uns als weiteres Leitprojekt 
um die Ansiedlung eines DLR-Instituts für Hochtem-
peraturwärmepumpen bemühen. Sie werden zur 
Verbesserung des Wirkungsgrades für die Weiter-
entwicklung der Wärmespeicher in Zukunft dringend 
benötigt. 

Neue Chancen brächte dem Rheinischen Revier 
auch die Ansiedlung einer Batteriezellproduktion. 
Hier arbeiten wir in der vom Ministerpräsidenten ge-
leiteten Kommission für Elektromobilität in unserem 
Land zusammen mit den Akteuren in Bund und Eu-
ropa intensiv daran, dass eine solche Produktion mit 
eigenen Unternehmen aus der Region und Europa 
hier in Nordrhein-Westfalen im Rheinischen Revier 
angesiedelt werden kann. 

Vor dem Hintergrund des anstehenden Strukturwan-
dels gewinnt der räumliche Transformationsprozess 
zusätzlich an Bedeutung. Hierzu planen wir eine in-
ternationale Bau- und Technologieausstellung „Rhei-
nisches Zukunftsrevier“, die die Neuordnung des 
Raumes und die Weiterentwicklung der Siedlungen 
als Orte der Zukunft in einem Mobilitätsrevier der Zu-
kunft mit dem Anspruch verknüpft, wegweisende 
Schritte in eine innovative und klimafreundliche Zu-
kunft mit hoher Lebensqualität zu gehen. 

Um diese und andere Projekte wie etwa auch die Er-
richtung eines Campus Rhein-Erft der TH Köln zu 

fachlichen Schwerpunkten der Transformation zu re-
alisieren, soll das Rheinische Revier als Sonderge-
biet ausgewiesen werden, um optimierte Flächen-
ausweisung und schnelle Genehmigungsverfahren 
zu realisieren und die notwendigen Verkehrsinfra-
strukturmaßnahmen schnell umsetzen zu können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stehen 
in den kommenden Monaten und Jahren vor großen 
Herausforderungen: der Neujustierung der Energie-
wende, aber auch der strukturpolitischen Entwick-
lung der von der Reduzierung der Kohleverstromung 
betroffenen Regionen. 

Hier benötigen wir keine Symbolpolitik, sondern 
brauchen vernunftgeleitetes nachhaltiges Handeln. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Michael Hübner [SPD]) 

Emotionen können helfen, einen Politikwechsel ein-
zuleiten. Sie allein machen ihn aber noch nicht erfolg-
reich. Das große Risiko einer Politik, die sich vom Pa-
thos großer Emotionen tragen lässt, ist: Löst sie ihre 
Versprechen nicht ein, ist die Enttäuschung derart 
groß, dass das emotionale Pendel heftig zur anderen 
Seite ausschlägt. 

(Zuruf von der SPD: Das kennt die FDP ja gut!) 

Dies wäre ein Desaster für den Klimaschutz, meine 
Damen und Herren. Das wollen wir nicht. Deshalb 
wollen wir den Erfolg für die Energiewende hier in 
Nordrhein-Westfalen und in Deutschland. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister 
Professor Dr. Pinkwart. – Ich eröffne nun die Aus-
sprache und erteile als erstem Redner für die Frak-
tion der SPD Herrn Abgeordneten Herter das Wort. 

Ich darf Sie darüber informieren, dass wir – Sie ha-
ben es gemerkt – in einem Bauteil der Plenarsaalan-
lage einen technischen Defekt haben. Daher bitte ich 
um Ihr Verständnis dafür, dass wir bis auf Weiteres 
auf die Handmikrofone, die normalerweise für den 
Besucherdienst genutzt werden, zurückgreifen müs-
sen. Danke für Ihr Verständnis. 

Marc Herter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen, meine Herren! Herr Pinkwart, Sie 
sind sehr ambitioniert gestartet und haben gesagt, es 
gehe der Koalition um die Versöhnung von Ökologie 
und Ökonomie. 

Dann haben Sie hier 15 Minuten lang einen Status-
bericht geliefert – einen Statusbericht darüber, was 
in der Energiewirtschaft so vor sich geht, einen Sta-
tusbericht darüber, wo Ihre Sorgen sind, die ich übri-
gens in großen Teilen teile, und einen Statusbericht 
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darüber, was der eine oder andere Akteur machen 
müsste. 

Herr Minister, Folgendes habe ich vermisst: Was will 
denn die Landesregierung machen? Was will denn 
die NRW-Koalition machen? 

(Beifall von der SPD) 

Herr Pinkwart, das war doch alles rheinische Mystik 
nach dem Motto „Man müsste mal“: Man müsste mal 
dies tun; man müsste mal das tun – und immer an-
dere müssten mal was tun. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Das war auf ganzer Linie enttäuschend – ein ganz 
und gar nicht entfesselter Wirtschaftsminister. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dietmar Bro-
ckes [FDP]) 

Man hätte sich übrigens wünschen können, dass 
nicht der Wirtschaftsminister, sondern der Minister-
präsident zu dieser zentralen Frage der Landespolitik 
Stellung nimmt, wie er das ja in den Talkshows auch 
tut. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Man hätte sich wünschen können, dass er uns und 
die Menschen im Land wissen lässt, wohin denn die 
Reise gehen soll – wenn er sich dabei nicht nur auf 
Plattitüden zurückziehen würde wie den am Sonn-
tagabend gegebenen Hinweis, das mit der Energie 
sei ja auch nicht so einfach. 

(Lachen von der SPD) 

Allerdings fasst es ganz gut das zusammen, was 
diese Koalition in den letzten Monaten an Irrfahrt in 
der Energiepolitik hingelegt hat. Ihnen, meine Damen 
und Herren, fehlt der energiepolitische Kompass. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben angefangen, die Frage der kurzfristig still-
zulegenden Kraftwerke anzugehen. Die einen haben 
von 5 Gigawatt gesprochen; dann waren es 7 Giga-
watt. Hätte man mit Herrn Laschet an jenem Abend 
noch ein bisschen mehr Rotwein getrunken, wäre 
wahrscheinlich sogar mehr drin gewesen. 

(Zurufe von der CDU) 

– Alles gut; alles gut. 

Herr Pinkwart hat gleichzeitig gesagt – man muss 
sich das einmal vor Augen führen –, die Laufzeiten 
sollten nicht angetastet werden, 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

während der Ministerpräsident ausführte, die 2030er-
Jahre müssten schon erreicht werden. Herr Pofalla, 
der immerhin – die Älteren werden sich erinnern – 
lange Jahre Vorsitzender der CDU am Niederrhein 
war, hat dann 2038 als das Enddatum ausgerufen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da geht es 
ein bisschen wie auf dem Basar zu. Das ist ganz und 
gar nicht dem Thema angemessen. Es ist übrigens 
auch ganz und gar nicht den Menschen angemes-
sen, um die es hier im Rheinischen Revier geht. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Es ist eben auch keine ehrliche Kommunikation, die 
Sie pflegen. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Da schickt Herr Reul die Polizei in den Hambacher 
Forst. In der Tat ist den Einsatzkräften im Dienst zu 
danken – wie immer Einsatzkräften im Dienst zu dan-
ken ist, Herr Pinkwart, die sich für die Umsetzung von 
Recht und Gesetz einsetzen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Frage ist doch nicht, ob dieser Einsatz so, wie 
Sie ihn durchgeführt haben, rechtmäßig und zweck-
mäßig war, sondern, ob es sich dabei nicht einfach 
nur um ein vorgeschobenes Argument gehandelt hat 
und Sie damit Eskalation in die Sache gebracht ha-
ben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Hinterher haben Sie sich dann hingestellt und ge-
sagt, es gehe doch nur … 

(Ralph Bombis [FDP]: Sie haben rechtsfreie 
Räume geschaffen!) 

– Haben Sie Herrn Pinkwart vorhin zugehört, was die 
Frage angeht … 

(Zurufe von der CDU) 

– Haben Sie Herrn Pinkwart vorhin zugehört, als es 
um die Frage ging, wie es in den nächsten Monaten 
und Jahren weitergeht? Wir als SPD sind sehr ge-
spannt, ob die Themen „rechtsfreie Räume“ und 
„Bauordnung“ denn für Sie in den nächsten Monaten 
eine ähnlich große Rolle spielen. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP) 

Da sind wir sehr gespannt. 

Sie jedenfalls haben die Landesregierung in dieser 
Angelegenheit zum Winkeladvokaten gemacht. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Da war er wieder: Armin, der Trickser. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Das wäre alles verkraftbar. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Jetzt weiß ich, wa-
rum Sie nicht Vorsitzender geworden sind! – 
Gegenrufe von der SPD) 
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Das wäre alles verkraftbar, Herr Hovenjürgen, wäre 
da nicht Ihr schlampiger Einsatz in der Sache gewe-
sen. 

(Unruhe – Glocke) 

Das Gericht hat Ihnen doch eines ganz klar ins 
Stammbuch geschrieben. Es hat nämlich die Darle-
gung der energiepolitischen Notwendigkeit bemän-
gelt. Da geht es eben nicht darum, sich hinter einer 
rot-grünen Leitentscheidung zu verstecken, sondern 
darum, hier dem Parlament zu erklären, warum es 
denn zu dieser mangelhaften Darlegung vor dem 
Oberverwaltungsgericht gekommen ist – 

(Beifall von der SPD) 

übrigens Ihres Hauptbetriebsplans, des Hauptbe-
triebsplans, der am 29.03. dieses Jahres durch die 
obere Bergbehörde genehmigt worden ist. 

Am Ende wollte Armin Laschet dann den Unfallort 
unerkannt verlassen. 

(Heiterkeit von Nadja Lüders [SPD]) 

Am Freitag hat er ausgeführt, Sie hätten immer wie-
der gesagt, die Gerichte müssten entscheiden. Des-
halb haben Sie vermutlich auch räumen lassen. Au-
ßerdem hat er gesagt, es sei nicht Ihre Entscheidung, 
sondern eine rot-grüne Entscheidung gewesen. Des-
halb ist die Entscheidung auch am 29.03. dieses Jah-
res gefallen. 

Jetzt wollen Sie innehalten und überlegen. „Innehal-
ten und überlegen“ wäre in der Tat eine ratsame 
Strategie gewesen. Nur: Wann innehalten und über-
legen? Dann, wenn ein Oberverwaltungsgericht 
spricht? Oder wäre es nicht klug gewesen, als Minis-
terpräsident diejenigen, die dort als Akteure unter-
wegs sind – egal, ob es RWE ist, ob es die Natur-
schützer sind, ob es die Gewerkschaften sind, ob es 
die Kommunen sind –, an einen Tisch zu holen und 
so lange zu reden, bis man diese Angelegenheit löst, 
und zwar, bevor es zur Eskalation gekommen ist? 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben die Angelegenheit ordentlich vor die Wand 
gefahren. „DER SPIEGEL“ schreibt, es sei eine Bla-
mage; Sie stünden vor dem Scherbenhaufen Ihrer 
Energiepolitik. Jedenfalls haben Sie fahrlässig Zu-
kunft aufs Spiel gesetzt. 

Jetzt wollen Sie also reden; Sie wollen denken; Sie 
wollen handeln. Mein Zutrauen ist begrenzt. 

Allerdings ist es in der Tat an der Zeit, über eine ge-
lingende Energiewende zu reden. Wir brauchen ei-
nen neuen energiepolitischen Konsens. Da sind wir 
uns ausgesprochen einig, Herr Pinkwart. 

Es geht übrigens auch nicht darum, ob wir aus der 
Kohle aussteigen, sondern es geht darum, wann und 
wie wir aus der Kohle aussteigen. 

In Bezug auf die Braunkohle hat die rot-grüne Lan-
desregierung schon im Jahr 2016 in der Leitentschei-
dung, die hier hinreichend erläutert worden ist, die-
sen Ausstieg dem Grunde nach festgelegt. 

Wann und wie wir aussteigen, wird übrigens über Er-
folg und Misserfolg der Energiewende und über Ak-
zeptanz und Nichtakzeptanz entscheiden. 

Ich bin froh, dass wir einig sind, dass wir die Klima-
ziele erreichen wollen. Es war auch hier im Hause 
gelegentlich – ich erinnere an Äußerungen von Herrn 
Lindner – umstritten, ob das die gemeinsame Posi-
tion ist. Ich bin froh, dass es die gemeinsame Posi-
tion ist. 

(Zurufe von der CDU – Gegenruf von Jochen 
Ott [SPD]) 

Wir sind gut beraten, dabei die Punkte „Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen“ und „Beschäftigte 
nicht nur in der Energie-, sondern auch in der ener-
gieintensiven Industrie“ sowie die Frage bezahlbarer 
Energie im Auge zu behalten und als gleichwertige 
Eckpunkte in diese Debatte einzuführen. Dem dient 
die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung“.  

Mir reicht es nicht aus, Herr Pinkwart, die Ergebnisse 
abzuwarten, die diese Kommission denn zeitigt, son-
dern ich wäre froh, wenn sich das größte Bundesland 
mit einer der vier produzierenden Braunkohleregio-
nen dort einbringen und diese Kommission gestalten 
würde. Das wäre unsere Anforderung. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Ste-
fan Kämmerling [SPD]: So ist das! – Zuruf von 
Dietmar Brockes [FDP]) 

Dazu müsste man dann übrigens nicht nur darüber 
reden, dass man eine energiepolitische Strategie 
„am Ausarbeiten dran ist“ – 

(Vereinzelt Heiterkeit von der SPD) 

und dann auch noch darüber, mit welchen Akteuren 
man da unterwegs ist. Vielmehr müsste man uns 
eine Vorstellung davon verschaffen und uns hier im 
Hohen Hause in die Diskussion darüber einbeziehen, 
wie denn diese Strategie aussehen soll, mit der wir in 
Zukunft den energiepolitischen Kompass in diesem 
Lande legen wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Es wäre gut, wenn wir die Energiewende endlich als 
ökonomisches Projekt und als soziales Projekt be-
greifen würden. Es wäre gut, neue Perspektiven zu 
schaffen und nicht immer nur über Ausstieg zu re-
den, sondern über Einstieg in neues Wirtschaften 
und neue Arbeit zu sprechen. Das ist die Herausfor-
derung, vor der wir stehen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will Ihnen dazu drei Vorschläge machen. 
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Erster Vorschlag: Investitionen in Wertschöpfung. Ja, 
wir brauchen all die Technologien, die Sie hier vorge-
stellt haben. Wir brauchen Speicher und Leitungen, 
damit die immensen Redispatch-Kosten wegfallen. 

(Zurufe) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist aber 
auch notwendig, dass diese Landesregierung ihren 
Kreuzzug gegen die Windkraft aufgibt. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Landesregierung fördert vom Windkrafterlass 
über den LEP bis zur Bundesratsinitiative eben nicht 
den Umstieg, sondern blockiert die Energiewende an 
diesen Punkten. 

Zweiter Vorschlag: Das Rheinische Revier ist hier an-
gesprochen worden. Mein Kollege Guido van den 
Berg aus dem Revier wird zu verschiedenen Punkten, 
die dort unter dem Stichwort „Wertschöpfung“ und un-
ter dem Stichwort „Wachstumsregion der nächsten 
Generation“ eine Rolle spielen, gleich einiges sagen. 

Mir ist eines wichtig, nämlich, dass wir uns einig sind, 
dass der Umbau in der Region nicht nur durch Lip-
penbekenntnisse vonseiten der Landesregierung 
nach dem Motto „Macht mal!“ begleitet wird, sondern 
dass er aktiv unterstützt wird – finanziell, organisato-
risch und auch von den Personalkapazitäten her. 
Das ist unsere Anforderung. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wir haben Ihnen für morgen einen Antrag vorgelegt, 
in dem es darum geht, das Rheinische Revier als 
Sonderfördergebiet auszuweisen und dafür zu sor-
gen, dass an dieser Stelle … 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Dann sind wir uns einig. Dann können wir das ja 
morgen machen. Wunderbar. Perfekt. Dann ändern 
wir die Empfehlung von „Überweisung“ auf „direkte 
Abstimmung“. Dann können wir das ja morgen direkt 
beschließen. Wunderbar. Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Dritter Vorschlag: Der frühere Wirtschaftsminister 
dieses Bundeslandes, Garrelt Duin, und Ilse Aigner 
als bayerische Wirtschaftsministerin haben sich vor 
nicht ganz zwei Jahren einmal Gedanken darüber 
gemacht, wie man eigentlich die Frage der doppelten 
Kosten für das bisherige System und das neue Sys-
tem in den Griff bekommen kann. Sie haben den Vor-
schlag gemacht: Lasst uns doch einmal über einen 
Streckungsfonds nachdenken. Lasst uns doch ein-
mal darüber nachdenken, ob wir nicht Lasten, die 
heute unterwegs sind, in späteren Jahren, in denen 
die Finanzierung günstiger ist, abbezahlen können. – 
Ich glaube, dass wir das in diesem Hause sehr ernst-
haft diskutieren müssen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von den 
Grünen würde ich mir in der Frage der Umsetzung 
der Energiewende etwas mehr Nachdenklichkeit ei-
nes Reiner Priggen wünschen. Ja, man kann immer 
„höher, schneller, weiter“ rufen. Man kann aber auch 
sagen: Wir müssen die Menschen in diesem Struk-
turwandel mitnehmen; wir müssen die Wirtschaft in 
diesem Strukturwandel mitnehmen. – Ich glaube, 
dass das eine gemeinsame Herausforderung ist, der 
wir uns immer gemeinsam gestellt haben. Darauf 
lege ich großen Wert. Es wäre schön, wenn wir uns 
weiter gemeinsam dieser Herausforderung stellen 
würden. – Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Herter. – Für die CDU erteile ich nun dem Kollegen 
Löttgen das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Her-
ter, man hätte sich gewünscht, dass der Fraktions-
vorsitzende der SPD zu diesem für unser Industrie- 
und Energieland so wichtigen Thema heute hier ge-
sprochen hätte. 

(Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

Er kann sich nicht einfach in der letzten Plenarsitzung 
an dieses Rednerpult stellen und kritisieren, dass die 
SPD bei Entscheidungen des Landtagspräsidiums 
benachteiligt wird, wenn es um industriepolitische 
Fragen geht, und anschließend, Herr Kutschaty, auf 
seinem Sessel sitzen bleiben, wenn eine solche 
Frage hier aufgerufen wird. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
der SPD: Was ist das für eine Strategie, Herr 
Löttgen? – Weitere Zurufe von der SPD) 

Durch Ihr heutiges Schweigen, Herr Kollege 
Kutschaty, haben Sie weitere Glaubwürdigkeit in die-
sem Landtag verspielt. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP – 
Zuruf von Michael Hübner [SPD]: Ganz starker 
Vortrag! Jetzt bin ich einmal auf die energiepo-
litischen Leitlinien gespannt! – Weitere Zurufe 
von der SPD – Unruhe – Glocke) 

– Wenn Sie das gleiche Engagement, das Sie jetzt 
an den Tag legen, um hier Lärm zu erzeugen, wäh-
rend Ihrer Regierungszeit an den Tag gelegt hätten, 
dann wäre vielleicht auch etwas daraus geworden; 
so aber nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren … 

(Michael Hübner [SPD]: Energiepolitik ist kom-
pliziert, Herr Löttgen! Das merkt man an Ihren 
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Ausführungen! – André Stinka [SPD]: Was 
kommt jetzt? Nichts! – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE] – Weitere Zurufe) 

Präsident André Kuper: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich darf Sie um Ruhe bitten. Der Redner hat 
das Wort. 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Ja, so wie eben, 
oder? Klar, ja! Unparteiisch! Super! – Michael 
Hübner [SPD]: Sagen Sie einmal etwas Ener-
giepolitisches! Dann können wir Ihnen zuhö-
ren! – Unruhe)  

Bodo Löttgen (CDU): Ich habe den Ausführungen 
des Kollegen Herter zugehört, ohne einen einzigen 
Zwischenruf zu tätigen. 

(Marc Herter [SPD]: Das kann ich nicht bestä-
tigen, Herr Kollege! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Sie sollten die Größe besitzen, mir jetzt ohne weitere 
Zwischenrufe zuzuhören. Wenn Sie das nicht kön-
nen, können Sie gern herausgehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Der 5. Oktober 2018 ist in Deutschland für die aller-
meisten Bürger ein ganz normaler Freitag; bald ist 
Wochenende. Gegen 11 Uhr wird durch den Eilbe-
schluss des Oberverwaltungsgerichts Münster be-
kannt, dass RWE die bewaldeten Flächen des Ham-
bacher Forstes vorerst nicht für die Braunkohleförde-
rung in Anspruch nehmen darf. 

Am 5. Oktober 2018 um 11 Uhr hatten BUND und 
Grüne Grund zum Feiern. 

Seit dem 5. Oktober 2018 um 11 Uhr haben die Be-
schäftigten in der Braunkohle und ihre Angehörigen 
Angst vor einer ungewissen Zukunft. Seit dem Eilbe-
schluss haben sich Menschen in der Region gefragt: 
Was wird aus uns? 

Und besonders Eilige hatten Forderungen, die es am 
besten gestern umzusetzen galt. 

Ich bin der Landesregierung, Herr Minister Professor 
Pinkwart, dankbar dafür, dass sie in einer solch am-
bivalenten Lage die Gelegenheit zu einer Unterrich-
tung genutzt hat, Antworten gegeben hat, eingeord-
net hat und bewertet hat. 

Meine Damen und Herren, am 5. Oktober 2018 um 
11 Uhr morgens liegt der Stromverbrauch in 
Deutschland bei gut 72 Gigawatt. Konventionelle 
Kraftwerke erzeugen davon 44 Gigawatt. Regenera-
tive Energie liefert 36 Gigawatt. Der Strompreis be-
trägt 53 Euro pro Megawattstunde. Wir können 8 Gi-
gawatt Strom exportieren. 

Acht Stunden später, um 19 Uhr, als weitere Sektkor-
ken knallen, beträgt der Strombedarf in Deutschland 

67 Gigawatt. 53 Gigawatt davon werden durch kon-
ventionelle Kraftwerke geliefert. 15 Gigawatt liefert 
die regenerative Energie. Wir exportierten nichts 
mehr. Der Strompreis liegt bei 83 Euro pro Mega-
wattstunde. Die Fieberkurve des deutschen Strom-
marktes, täglich abzulesen auf den Internetseiten 
von Agora Energiewende, macht das komplizierte 
Geflecht von Abhängigkeiten – Einspeise- und Last-
verteilungsmechanismen, Dispatchen und Redispat-
chen, Kapazitätsüberhang oder -mangel – von Preis-
findungsprozessen deutlich. Sie, Herr Minister, ha-
ben das dankenswerterweise hier ausführlich be-
schrieben. 

Dieses hochkomplexe System muss von Politik und 
Energieerzeugern neu geregelt werden, um unseren 
Beitrag zum Klimaschutz – übrigens ebenfalls ein 
hoch komplexes System – zu leisten. 

Nun gilt aber bekanntermaßen, dass es zu jedem 
komplexen Problem eine einfache und leicht ver-
ständliche, aber leider falsche Lösung gibt. Eine 
grundfalsche Lösung ist es, komplexe Herausforde-
rungen wie das Umsteuern in der Energiepolitik und 
bei dem Klimaschutz über Symbolpolitik lösen zu 
wollen. 

Der Hambacher Forst wurde von vielen zum Symbol 
gemacht – übrigens ein falsches Symbol für ein rich-
tiges Ziel. Aber eine Politik der Zeichen, der Worte, 
der Gesten, der Transparente, der bewusst erzeug-
ten Bilder darf nicht zum Scheinersatz für faktische 
Politik werden. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Faktische Politik – auch das haben Sie in Ihrer Rede 
klar und deutlich aufgezeigt – war und ist die Leitlinie 
des Handelns und der Planungen der NRW-
Koalition. 

„Die Energiewende ist dann erfolgreich, wenn 
Deutschland auch bei wachsenden Anteilen er-
neuerbarer Energien ein starker Industriestandort 
bleibt.“ 

Das war ein Zitat von der Internetseite von Agora 
Energiewende – bekanntermaßen nicht gerade eine 
Kampftruppe für CDU und FDP. Dennoch wird damit, 
zusammen mit dem bisher Gesagten, deutlich, wel-
ches die vier Ecken des Quadrates sind, die es im 
Gleichgewicht zu halten gilt. 

Erstens: bezahlbare und planbare Energiekosten für 
den in hartem Wettbewerb stehenden Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen. Es hat sich nämlich 
gezeigt, dass die Verlässlichkeit von Rahmenbedin-
gungen seit der Zeit Ludwig Erhards eine Erfolgsga-
rantie für die Zukunft ist. Wenn die Strompreise so 
weit steigen, dass das Licht am Ende des Tunnels 
nicht mehr bezahlbar ist, ist es zu spät. 

Zweitens: vorausschauende Politik für notwendigen 
Strukturwandel, die zuerst die Voraussetzungen für 
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den Einstieg in zukunftssichere Arbeitsplätze schafft 
und dann den Ausstieg sozial verträglich verwirklicht. 

Drittens: die Gewährleistung von Versorgungssicher-
heit und Systemstabilität – sprich: der Ausbau von 
Netzen und regenerativen Energieträgern unter 
Wahrung der Akzeptanz der davon Betroffenen. 

Viertens: eine zeitliche Einordnung der Maßnahmen, 
die mit der größtmöglichen Effizienz und den ge-
ringstmöglichen Grenzkosten den bestmöglichen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. 

Auch Sie, Herr Professor Pinkwart, haben für die 
Landesregierung klipp und klar herausgearbeitet, 
dass das Gleichgewicht zwischen diesen vier Eck-
punkten Maßstab unseres Handelns ist. Sie haben 
Maßnahmen konkret benannt, die notwendig sind, 
um wirksam auszutarieren. 

Jetzt kommt Bündnis 90/Die Grünen ins Spiel – die 
gleichen Grünen übrigens, in deren Wahlprogramm 
zur Landtagswahl 2017 der Begriff „Hambach“ nicht 
ein einziges Mal auftaucht, die uns heute aber erklä-
ren, dass man dieses Quadrat der Abhängigkeiten 
auf einen einzigen Punkt reduzieren kann: auf den 
symbolischen Punkt „Hambacher Forst“. 

Sie haben den Menschen suggeriert und tun es 
heute noch, dass hier über nicht mehr und nicht we-
niger als die Rettung des Weltklimas entschieden 
wird. 

Klar, meine Damen und Herren; wer den Abstand zu 
einem Quadrat nur groß genug wählt, der kann Ver-
bindungslinien nicht mehr erkennen. Für ihn sieht 
das Ganze aus der Entfernung wie ein Punkt aus. 
Durch die Überhöhung der Symbolkraft dieser 100 
ha haben Sie von Bündnis 90/Die Grünen erhebli-
chen Anteil daran 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Sie haben 
doch die Polizisten dahin geschickt!) 

– auch Sie, Herr Rüße –, dass nicht mehr differen-
ziert wird. Sie haben sich gegen Stabilität und Aus-
gleich und für Polarisierung und Monokausalität ent-
schieden. 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Ich will es noch einmal für diejenigen, die es nicht 
verstanden haben, etwas klarer ausdrücken: Die 
Grünen sind eine Klientelpartei und sie bleiben eine 
Klientelpartei. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von den GRÜNEN) 

Und deshalb ist auch für mich der Hambacher Forst 
zu einem Symbol geworden; einem Symbol für die 
Unfähigkeit der Grünen, ein komplexes System von 
Abhängigkeiten ausgewogen und auf Interessenaus-
gleich bedacht zu betrachten.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Norwich 
Rüße [GRÜNE]: Mann, ist das schlecht! – Zu-
rufe von Monika Düker [GRÜNE] und 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Aber die Debatte um den Hambacher Forst hat über 
die Themen Energieversorgung, Energiesicherheit, 
Bezahlbarkeit von Energie, Sicherheit von Arbeits-
plätzen, Strukturwandel und Klimaschutz hinaus die 
Frage aufgeworfen, welchen Wert wir der Einhaltung 
rechtsstaatlicher Prinzipien noch zumessen. 

Im Antrag des Landesvorstands der Grünen zum 
Landesparteirat am 7. Oktober in der Nähe des Ham-
bacher Forstes liest man – Zitat: „Wer diesen Weg“ – 
gemeint ist der Weg des friedlichen Protests – „ver-
lässt und Gewalt gegen Personen, zum Beispiel 
Stein- oder Fäkalienwürfe, ausübt, ist nicht mehr Teil 
unseres Protestes.“ 

(Zuruf von der SPD: Ja, ja!) 

Was für eine hammermäßig harte Abgrenzung ge-
gen Gewalttäter! Eine klare Verurteilung von Gewalt 
gegen Polizeibeamte? – Keine klare Verurteilung von 
Gewalt, sondern vorsichtiges Herantasten an eine 
Grenzlinie des Rechtsstaates. 

(Zurufe von Berivan Aymaz [GRÜNE] und Jo-
sefine Paul [GRÜNE]) 

„Nicht mehr Teil unseres Protestes“ – das ist mir zu 
wenig. Das ist das Gegenteil eines klaren Signals, 
das notwendig gewesen wäre, um zu deeskalieren. 
Sie wollen Rechtsstaatspartei sein? Aber Sie vertei-
digen den Rechtsstaat doch nur dort, wo es Ihnen in 
den Kram passt.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren von den Grünen, Sie sind 
zu einer Partei geworden, die duschen will, ohne 
nass zu werden. 

(Zuruf von Matthi Bolte-Richter [GRÜNE]) 

Und das ist in einer parlamentarischen Demokratie 
schlicht und einfach nicht möglich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie leisten im Übrigen damit denjenigen Vorschub, 
die sagen, es bedarf unrechtmäßiger Handlungen, 
damit der Kohleausstieg schnellstmöglich kommt. 
Viele Grüne haben Plakate … 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

– Herr Blex, zu Ihren klimapolitischen Positionen 
nach dem Motto „Den Klimawandel gibt es gar nicht“, 
kommen wir gleich. Ich freue mich ganz besonders 
auf diese Vorlesung, die uns gleich ereilen wird. Ich 
kann Ihnen aber nicht versprechen, dass ich dabei 
sein werde. 

(Zuruf von Helmut Seifen [AfD]) 
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Sie leisten, meine Damen und Herren von den Grü-
nen, damit denjenigen Vorschub, die sagen, es be-
dürfe unrechtmäßiger Handlungen, um den Kohle-
ausstieg schnellstmöglich hinzubekommen. 

Viele Grüne haben Plakate in den Händen gehalten, 
auf denen der Satz „Reden statt Roden“ stand.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist die 
Position!) 

Aber meine Damen und Herren, auch von den Grü-
nen, wie soll das denn funktionieren, wenn man sich 
der Diskussion durch den Bau neuer Baumhäuser 
entzieht? Der Rechtsstaat ist doch keine Wendeja-
cke, die Sie im Hambacher Forst ausziehen und hier 
wieder anziehen können. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Wer morgens für sich einfordert, dass ein Beschluss 
des OVG von allen Beteiligten ohne Wenn und Aber 
akzeptiert werden muss, der darf nachmittags nicht 
mit dem Bau neuer Baumhäuser beginnen. 

(Beifall von der CDU und der FDP, Herbert 
Strotebeck [AfD], Alexander Langguth [frakti-
onslos] und Marcus Pretzell [fraktionslos]) 

Es sei denn, das Ziel ist nicht der Schutz von Bäu-
men oder des Klimas, sondern die Herausforderung 
des Rechtsstaats. Deshalb lautet mein eindringlicher 
Appell: Wir können und wollen keine Zonen unter-
schiedlichen Rechts in unserem Land dulden. Mit 
Vernunft und etwas gutem Willen können jetzt Kon-
fliktsituationen vermieden werden. 

(Zurufe von Berivan Aymaz [GRÜNE] und 
Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Bündnis 90/Die 
Grünen, tauschen Sie den Text Ihrer Plakate und 
Transparente aus! Wie wäre es mit „Akzeptieren statt 
Agitieren“ oder „ Zuhören statt Zimmern“? 

Die Rechtslage ist klar; eine Rodung wird bis zur Ent-
scheidung des Gerichts im Hauptsacheverfahren 
nicht stattfinden. Bis dahin kann die von vielen und 
ebenso von Ihnen geforderte Ruhe im Wald endlich 
einkehren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ein letzter Punkt aus dem Antrag der Grünen, der 
heute debattiert werden sollte: die von den Grünen 
geforderte neue Leitentscheidung. 

(Unruhe) 

Ministerpräsident Armin Laschet hat zu Recht darauf 
hingewiesen, dass jetzt die Chance bestehe, innezu-
halten und nach Lösungen zu suchen.  

(Zurufe von Monika Düker [GRÜNE] und Jo-
sefine Paul [GRÜNE]) 

Innehalten heißt, die Zeit zu nutzen und die Folgen 
einer Entscheidung auf komplexe Systeme verant-
wortlich und vorausschauend zu bewerten. Das kann 
am Ende zu einer neuen Leitentscheidung führen; 
aber es wäre doch geradezu fahrlässig, die Entschei-
dung der Strukturwandelkommission und deren Aus-
wirkungen auf das Industrie- und Energieland Nord-
rhein-Westfalen nicht abzuwarten. 

(Unruhe – Glocke) 

Und es wäre geradezu grotesk, das Urteil des OVG 
im Hauptsacheverfahren bei einer solchen Entschei-
dung nicht zu berücksichtigen.  

Ich kann verstehen, Kolleginnen und Kollegen von 
Bündnis 90/Die Grünen, dass Sie die alte Leitent-
scheidung Ihrer rot-grünen Landesregierung 
schnellstmöglich loswerden wollen – 

(Zuruf) 

eine Leitentscheidung, die Ursache für den Konflikt 
im Hambacher Forst ist und die Sie als Grüne zwi-
schenzeitlich bis zur Selbstverleugnung relativiert 
haben. Aber es ist Gott sei Dank nicht meine Aufgabe 
oder die der NRW-Koalition oder die der Landesre-
gierung, für Seelenfrieden bei den Grünen zu sorgen. 

(Zuruf: Was ist Ihre Aufgabe?) 

Eine Leitentscheidung soll … 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Dann sagen Sie uns 
doch mal, wie es bei der Laufzeitverlängerung 
der Atomkraftwerke 2010 war!) 

– Herr Klocke, darüber können wir uns gerne an an-
derer Stelle unterhalten. Ich war gerade bei der Lei-
tentscheidung, … 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Sie können auch mal 
auf den Zuruf eingehen!) 

… und eine Leitentscheidung … 

(Unruhe – Glocke) 

Ich habe das Gefühl, dass manch knallender Sekt-
korken das Ziel nicht erreicht und empfindliche Stel-
len getroffen hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Herr Klocke, eine Leitentscheidung soll, nein muss 
Planungs- und Rechtssicherheit geben. Das ist Ge-
genstand einer landesplanerischen Leitentschei-
dung. Planungs- und Rechtssicherheit mögen für Sie 
keine Werte sein, für uns sind es wichtige Werte. Ver-
lässlich bleiben, rechtsstaatliche Prinzipien garantie-
ren, Energieversorgung, Arbeitsplätze und Umwelt-
schutz zusammendenken – das ist die ganzheitliche 
Politik in Verantwortung für unser Land.  

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Das hat man bei der 
Atomkraft gesehen!) 
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Das ist die Politik dieser NRW-Koalition. – Ich danke 
Ihnen fürs Zuhören. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wa-
rum findet eigentlich hier und heute diese Debatte in 
der Form einer Unterrichtung statt? – Die ehrliche 
Analyse ist, Herr Pinkwart, Herr Laschet: weil Ihre 
Augen-zu-und-durch-Strategie des Aussitzens, der 
einseitigen Interessenvertretung von RWE, die Stra-
tegie der Diffamierung, der Kriminalisierung  

(Zurufe von der CDU) 

des Protestes – das hat Herr Löttgen gerade wieder 
gemacht –, die Strategie des Versteckens und Ver-
schanzens hinter rot-grünen Entscheidungen aus 
der letzten Legislaturperiode – das hat ja den größten 
Teil der Redezeit von Herrn Löttgen und Herrn Pink-
wart ausgemacht – und schlussendlich Ihre Strategie 
der Verweigerung der Übernahme von Verantwor-
tung für die Zukunft des Rheinischen Reviers kra-
chend und auf der ganzen Linie gescheitert ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen reden wir hier und heute über dieses 
Thema. Die Strategie ist krachend gescheitert vor ei-
nem Gericht und vor der Zivilgesellschaft, krachend 
gescheitert an der Mehrheitsmeinung der Bevölke-
rung. Sie haben in den letzten Wochen und Monaten 
Politik an den Menschen in NRW vorbei gemacht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was haben wir uns nicht alles anhören müssen – 
Herr Löttgen, Sie konnten es nicht lassen und muss-
ten es heute wieder vortragen –: Der Hambacher 
Wald sei sowieso nicht mehr zu retten, ein Rodungs-
stopp gefährde die Versorgungssicherheit, die aus-
gehenden Lichter, die verlorenen Arbeitsplätze und 
dann – Ihr großer Auftritt heute wieder, Herr Lött-
gen – der Hambacher Wald als Treffpunkt einer mili-
tanten, international vernetzten linken Szene aus 
ganz Europa.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Ja! Genau!) 

Unser Innenminister Herbert Reul prognostizierte im 
August, Hunderte von Gewalttätern aus dem interna-
tionalen Linksextremismus seien auf dem Weg. Und 
Frau Scharrenbach attestierte uns, wir würden zu 
dieser Gewalt aufwiegeln und einen Schutzzaun um 
die Linksextremisten ziehen. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Genau das haben 
Sie gesagt!) 

Diese Szenarien sind in dieser Form nicht eingetre-
ten. Das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall von den GRÜNEN – Matthias Kerkhoff 
[CDU]: Fragen Sie mal die Polizisten! – Wei-
tere Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Herr Sieveke, regen Sie sich wieder ab! – Die nüch-
terne Bilanz nach dem Fiasko, nach Ihrem Fiasko der 
letzten Woche ist: Niemand glaubt Ihnen diese Mär-
chen. Das müssen Sie heute einfach mal akzeptie-
ren. Das tut weh. Ich kann es verstehen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist nicht leicht. Dafür habe ich eine gewisse Em-
pathie. Aber Sie müssen da jetzt durch.  

Erstens. Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen schreibt Ihnen ins Stammbuch: Es gibt – 
entgegen Ihrer Behauptung – keine Belege, dass die 
sofortige Rodung des Hambacher Waldes für die 
Energieversorgung notwendig sei.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das kann man übrigens in Studien nachlesen. Herr 
Laschet, Sie hätten das in diesen Studien nachlesen 
können, diese Entscheidung treffen und sich dafür 
einsetzen müssen, nicht das Gericht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Die Gewaltausübung durch Steinwürfe 
und den widerwärtigen Fäkalienbewurf – anders 
kann man es nicht nennen – wurden, Herr Löttgen, 
anders als Sie es behaupten, von uns Grünen stets 
und bei jeder Gelegenheit abgelehnt. Hören Sie end-
lich auf, uns in eine Ecke mit den Gewalttätern zu 
stellen! Das stimmt nicht!  

(Zurufe von der CDU, der FDP und der AfD) 

Klar ist auch, dass die Gewalt bei Weitem nicht die 
vom Innenminister prognostizierten Ausmaße ange-
nommen hat. Ihre Hysterie, Herr Minister, war ja ge-
radezu grotesk.  

(Daniel Sieveke [CDU]: Unglaublich! – Weitere 
Zurufe von der CDU) 

Es waren Ihre leitenden Polizeibeamten, Herr Minis-
ter, die die Mär vom Tunnelsystem à la Vietcong in 
die Welt gesetzt und behauptet haben, dass wir uns 
im Hambacher Wald eigentlich im Vietnamkrieg be-
finden.  

(Minister Herbert Reul: Sie wissen, dass das 
nicht stimmt!) 

Das waren Ihre leitenden Polizeibeamten, oder die 
„Rheinische Post“ hat falsch zitiert.  

Drittens. Liebe Kolleginnen und Kollegen, Umfragen 
belegen, dass die große Mehrheit der Menschen in 
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Nordrhein-Westfalen eine Rodung dieses Waldes 
ablehnt, einen schnellen Kohleausstieg will. Und 
gleichzeitig brechen Ihre Umfragewerte, Herr La-
schet, dramatisch ein.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn es ist auch eine Mehrheit Ihrer Wähler, die 
diese Politik ablehnt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eindrucksvoll belegten 50.000 Menschen am 6. Ok-
tober, dass der Antikohleprotest von einer breiten 
Mehrheit der Bevölkerung getragen wird.  

Und, Herr Reul, es ist Ihre Polizei, die sich klar … 

(Bodo Löttgen [CDU]: Es ist nicht „Ihre Poli-
zei“; das sagen Sie! Entlarvend!) 

– Unser aller Polizei, aber es ist auch Ihre Polizei. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Herr Reul, Herr Löttgen, … 

(Weitere Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Meine Herren, wir sind hier nicht auf dem Pavian-
hügel, sondern in einem deutschen Parlament. Kom-
men Sie alle mal wieder runter!  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt zur Sache: Es ist der Innenminister, der diesen 
größten, aus unserer Sicht völlig unnötigen Polizei-
einsatz in der Geschichte Nordrhein-Westfalens zu 
verantworten hat. Und es war die Polizei in Nord-
rhein-Westfalen,  

(Dietmar Brockes [FDP]: Weil Sie nichts getan 
haben!) 

die sich klar gegen diese Räumung, gegen diese 
Maßnahmen ausgesprochen hat und 

(Minister Herbert Reul: Stimmt doch gar nicht!) 

Ihnen gesagt hat: Reden statt Roden muss jetzt pas-
sieren. – Ich zitiere den Bund Deutscher Kriminalbe-
amter. Herr Reul, das ist nicht gerade eine Vorfeld-
organisation der Grünen. Ich zitiere aus der Stellung-
nahme des Bundes Deutscher Kriminalbeamter:  

„Diese Amtshilfe hätte zum jetzigen Zeitpunkt ver-
sagt werden müssen, weil dem Land erhebliche 
Nachteile bei der Gewährleistung der Sicherheit 
für die Bevölkerung entstehen.“ 

Das ist unmissverständlich. Weiter sagt der Bund 
Deutscher Kriminalbeamter:  

„Hier werden die Kollegen regelrecht verheizt …“ 

So weit die Polizei in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Tatsache ist: Diese Sicherheitslücken sind entstan-
den, Herr Reul – und dafür haben Sie Verantwor-
tung – an den Kriminalitätsbrennpunkten in Duis-
burg-Marxloh, in der Düsseldorfer Altstadt und in all 
den Städten, aus denen Sie Unterstützungskräfte der 
Bereitschaftspolizei abgezogen haben. Und ich frage 
Sie hier und heute: War es das wert?  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da ist es nicht mit dem getan, was wir selbstver-
ständlich auch tun: Dieser Polizei in Nordrhein-West-
falen kann gar nicht genug gedankt werden für die-
sen Einsatz. Aber damit ist es nicht getan.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Ich habe im Gegensatz zu Ihnen, Herr Löttgen, ge-
nau mit diesen Polizeibeamten vor Ort 

(Unruhe – Glocke) 

gesprochen und habe mir das angehört, was sie da 
alles auszuhalten haben. Sie waren da nicht, nein, 
ich habe Sie nicht gesehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber ich glaube, dass dieser Dank hier und heute 
nicht ausreicht. Ich denke, es ist an der Zeit, Herr 
Reul, sich für diesen unnötigen Einsatz bei den Poli-
zeibeamtinnen und -beamten in Nordrhein-Westfa-
len zu entschuldigen. Das würde hier Größe zeigen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Pinkwart, wenigstens haben Sie heute aner-
kannt, dass hier endlich etwas passieren muss – das 
ist ja schon mal was, ein richtiger Schritt in die Reali-
tät –, dass wir die Energiewende hier beherzt ange-
hen müssen.  

Aber das, was dann gekommen ist, was wir heute 
von Ihnen gehört haben, reicht bei Weitem nicht aus. 
Was war das? Da wurden von Ihnen ausführlich 
Probleme beschrieben: Ja, das ist alles ganz 
schwer! – Für „leicht“ sind Sie auch nicht gewählt 
worden, Herr Pinkwart! Die allgemeinen Ziele wur-
den wieder formuliert. Besonders ausführlich berich-
ten Sie immer gerne, was alles nicht geht. Das haben 
Sie auch noch einmal dargestellt. Fast schon ge-
nüsslich tragen Sie Ihre Bedenken vor, was alles 
problematisch ist.  

Dann werden Maßnahmen angekündigt, die irgend-
wann kommen müssen, die Sie aber nicht benennen. 
Und die bereits vor dem Sommer von Ihnen ange-
kündigte Energieversorgungsstrategie wird hier in 
mageren Stichworten – ich glaube, es waren fünf, 
sechs Stichworte – einfach nur angekündigt. Das 
Härteste ist: Eine Energieversorgungsstrategie, ohne 
die erneuerbaren Energien nur mit einem Wort zu er-
wähnen – das muss man erst einmal schaffen. Ich 
habe gut zugehört. Und ich habe einen Ausbaupfad 
für die Erneuerbaren in Ihrer Strategie nicht gefun-
den. 



Landtag   10.10.2018 

Nordrhein-Westfalen 21 Plenarprotokoll 17/36 

 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was es heute nicht gab, Herr Pinkwart – das ist das, 
was zu wenig ist –, waren konkrete Antworten. Aber 
die müssen schnell kommen, wenn wir wirklich noch 
gegensteuern wollen. Denn der Weltklimarat macht 
in seinem neuen Bericht eindrucksvoll deutlich, dass 
die nächsten Jahre wahrscheinlich die wichtigsten in 
unserer Geschichte sind und dass wir schnell han-
deln müssen. Das ist ein Weckruf. Es macht einen 
großen Unterschied, ob die Welt um 1,5°C oder 2 C 
erhitzt wird.  

Und was macht das alles für Nordrhein-Westfalen? 
Ja, das Kohleabbaugebiet muss drastisch verkleinert 
werden, egal was bei der Kohlekommission für ein 
Datum rauskommt, 2030 oder industriefreundlich 
2040. Die Abbaumengen werden nicht mehr diesel-
ben sein. Es werden nur noch 15 bis 30 % der Ab-
baumengen gebraucht. Da können Sie hier nicht nur 
eine Leitentscheidung ankündigen – das haben Sie 
ja noch nicht mal gemacht –, sondern da muss man 
anfangen, diese Leitentscheidung auch zu erarbei-
ten. Das hätten wir von Ihnen hier und heute erwar-
tet. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Abschalten der Kohlekraftwerke, Abbau-
gebiet verkleinern, das ist die eine Seite der Medaille. 
Aber man kann keinen Kohleausstieg fordern, hier 
die Energiewende ankündigen und gleichzeitig, Herr 
Pinkwart, weiter den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien abbremsen und das dann auch noch Entfesse-
lung nennen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die Windenergie wird von Ihnen blockiert. Mit keinem 
Wort erwähnen Sie heute, wie Sie denn nun das 
Ziel – nicht unser Ziel, das sagt die Große Koalition 
in Berlin – von 65% Anteil der Erneuerbaren an der 
Stromerzeugung bis 2030 umsetzen wollen. Irgend-
wie finden die Erneuerbaren bei Ihnen in der Ener-
giewende nicht statt. Tatsache ist: Ohne die Erneu-
erbaren wird diese Energiewende nicht gelingen. Sie 
können nicht das eine ankündigen und bei dem an-
deren auf der Bremse stehen. Das funktioniert nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auch, was Sie wieder nur angekündigt haben, dass 
man für die Versorgungssicherheit noch irgendetwas 
anderes braucht als diese dreckigen Kohlemeiler, 
nämlich dezentrale Blockheizkraftwerke, flexible 
Gas- und Dampfturbinen: Ja, wo wollen Sie die denn 
hinstellen? Kündigen Sie das doch nicht an, sondern 
sagen Sie uns, wo die entstehen sollen. Sie müssen 
jetzt damit anfangen. Wenn der Kohleausstieg 
kommt, müssen die am Netz sein. Dazu kam auch 
nicht viel Konkretes.  

Und was überhaupt nicht gekommen ist: Was ma-
chen Sie eigentlich in Berlin in der Kohlekommis-
sion? Da gibt es nun viel Geld, 1,5 Milliarden Euro 
Fördermittel. Was beantragen Sie denn da für Pro-
jekte für NRW, ganz konkret? 

(Ministerpräsident Armin Laschet: Da müssen 
Sie zuhören!) 

Sie haben Projekte angekündigt. Aber sind die Be-
standteil eines Förderprojekts, was Sie von den 1,5 
Milliarden Euro dort haben wollen? Das hätten wir 
gerne einmal vorgestellt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aus Berlin hört man da durchaus etwas anderes: 
dass nämlich die ostdeutschen Bundesländer – sa-
gen wir es einmal vorsichtig – ambitionierter unter-
wegs sind. 

Mein Fazit zunächst: Nach Ihrer gescheiterten Politik 
der Verweigerung von Verantwortung stellen Sie sich 
endlich dem Diskurs. Das begrüßen wir. Aber was 
wir heute hier von Ihnen gehört haben, Herr Pinkwart, 
ist zu wenig. Da war zu viel Bedenkenträgerei. Da 
war zu viel: Ich mach mir Sorgen. – Da war zu wenig 
Aufbruch. Da war zu wenig Konkretes. Da war zu we-
nig Zukunftsweisendes für Nordrhein-Westfalen, wie 
ganz konkret hier die Energiewende gestaltet werden 
kann.  

Dennoch gilt für uns, den Blick nach vorne zu richten. 
Wie schon beim Kohleausstieg 2007 möchte ich 
Ihnen hier und heute auch seitens der Grünen un-
sere Kooperation und unsere Unterstützung für die 
Gestaltung und für die Umsetzung des Braunkoh-
leausstiegs anbieten. Denn, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, egal wer hier auf den Regierungsbänken 
sitzt: An dieser Aufgabe kommt verantwortungsbe-
wusste Politik im Jahre 2018 nicht vorbei.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Handeln Sie endlich, Herr Laschet! Ich hätte mir auch 
gewünscht, Sie hätten hier heute das Wort ergriffen, 
um zu sagen, dass diese Zukunftsaufgabe hier bei 
Ihnen Chefsache ist. Handeln Sie! Die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen erwarten das von Ihnen. Wenn 
Sie das tun, haben Sie uns an Ihrer Seite. – Danke 
schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Bevor der nächste Redner, 
diesmal für die FDP, das Wort erhält, hat Herr Kol-
lege Wagner von der AfD sich zur Geschäftsordnung 
gemäß § 29 gemeldet. – Herr Wagner, bitte. 

Markus Wagner (AfD): Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stelle gemäß 
§ 42 Abs. 1 den Antrag auf Einzelabstimmung zum 
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Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 17/3791 zu den Punkten II und III, zumal der 
Punkt II eine klare Distanzierung von Gewalt enthält. 
Ich glaube, dass wir dem alle im Hause zustimmen 
könnten, auch wenn wir den Antrag ansonsten viel-
leicht nicht mittragen können. – Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Wagner. – Ich bitte die Fraktionen, sich mit die-
sem Geschäftsordnungsantrag gemäß § 42 – bean-
tragte Einzelabstimmung – zu beschäftigen. Wir wer-
den über den Geschäftsordnungsantrag dann gege-
benenfalls unmittelbar vor der Abstimmung entschei-
den und festlegen, wie wir damit umgehen werden.  

Jetzt hat für die FDP-Fraktion Herr Kollege Rasche 
das Wort.  

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn aus den Reihen der 
Opposition die Kritik an Minister Pinkwart vom Rede-
zettel abgelesen wird, ist das für mich verdächtig. 
Das hat dann weniger etwas mit der Rede von An-
dreas Pinkwart zu tun, sondern vielmehr mit der 
schlechten Vorbereitung des Redners, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir haben hier vor nicht einmal 14 Tagen den Lan-
deshaushalt 2019 eingebracht und diskutiert. Wir ha-
ben als NRW-Koalition dabei betont, wie wichtig uns 
Verlässlichkeit und Vernunft sind.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist eben die neue Politik in Nordrhein-Westfalen, 
und genau das gilt auch für die Energiepolitik dieser 
Koalition. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Es ist doch, lieber Kollege Herter, die richtige Ba-
lance zwischen Ökologie und Ökonomie, die es sie-
ben Jahre lang nicht gegeben hat und an der jetzt 
grundsätzlich gearbeitet wird.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Grundpfeiler einer klugen Energiepolitik sind 
doch klar. Das ist Bezahlbarkeit, das ist Versor-
gungssicherheit, und das ist Klimaschutz. Wir müs-
sen alle drei Punkte miteinander verbinden, um eine 
vernünftige Energiepolitik in Nordrhein-Westfalen zu 
erreichen. Das hat sieben Jahre lang nicht geklappt, 
und wir sind jetzt auf einem guten Weg, diese drei 
Ziele, die sich zum Teil auch widersprechen, mitei-
nander zu verbinden. Denn nur wenn wir alle drei 
Ziele erreichen, werden wir für Nordrhein-Westfalen 
eine gute Energiepolitik gewährleisten können.  

Wir kennen Nordrhein-Westfalen alle gut: 18 Millio-
nen Menschen, 8,6 Millionen Haushalte, eine Million 
Arbeitsplätze in der überwiegend mittelständisch ge-
prägten Industrie, riesige Unternehmen in der Ener-
giewirtschaft, die weltweit agieren, ein starker Mittel-
stand, innovative kommunale Unternehmen. Das 
Herz der deutschen Industrie schlägt in Nordrhein-
Westfalen. Genau dieses Herz der deutschen In-
dustrie ist auf eine verlässliche Energiepolitik an-
gewiesen. Sie ist geradezu überlebenswichtig für 
unser Land, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Was heißt verlässliche Politik? – Energie muss ein-
fach verfügbar sein, egal ob die Sonne scheint, egal 
ob der Wind weht. Wir können uns in Nordrhein-
Westfalen keine Blackouts leisten. Das geht einfach 
nicht. Dann geht der Wirtschaftsstandort kaputt, und 
Investoren werden sich in Zukunft zurückziehen. Die-
ses einfache Beispiel „Nur weil der Wind nicht weht 
oder die Sonne nicht scheint, geht das Licht im OP-
Saal im Krankenhaus aus“ passt tatsächlich. So eine 
Politik dürfen wir in Nordrhein-Westfalen niemals ma-
chen. Da haben die Grünen und auch die Kollegen 
der SPD in den sieben Jahren große Sünden in 
Nordrhein-Westfalen begangen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir brauchen eine verlässliche Politik – das ist ge-
nauso wichtig –, damit eben investiert wird, damit in-
novative Initiativen in Nordrhein-Westfalen entstehen 
und damit Fortschritt aufgebaut wird. Bei einem bin 
ich mir sicher, das verbindet mindestens vier Fraktio-
nen hier im Haus: Wir wollen alle gemeinsam den 
CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen, in Deutsch-
land, in Europa und auf der ganzen Welt senken. Die 
NRW-Koalition – Minister Pinkwart hat es eben ge-
sagt – wird die rot-grünen Klimaschutzziele, die Sie 
damals so gepriesen haben, als wären sie eine Sen-
sation, übertreffen. Wieso kritisieren Sie uns denn ei-
gentlich noch, wenn wir Ihre eigenen Ziele übertref-
fen?  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das eigentliche Problem der Grünen ist doch: Klima-
schutzpolitik ist längst kein grünes Thema mehr.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch!) 

Es ist kein grünes Thema mehr. Es ist ein Thema der 
SPD, es ist ein Thema der CDU, es ist ein Thema der 
FDP – und natürlich auch ein Thema der Grünen. 
Aber sie finden eben nicht mehr so statt wie früher, 
als die anderen Fraktionen und Parteien diese Klima-
schutzpolitik vielleicht noch nicht so auf dem Schirm 
hatten. Aber das hat sich geändert.  

Deshalb versuchen die Grünen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen,  
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(Arndt Klocke [GRÜNE]: Warten wir mal Bay-
ern ab!) 

in zwei Punkten noch Unterschiede deutlich zu ma-
chen zwischen den Grünen auf der einen Seite und 
den anderen Fraktionen auf der anderen Seite.  

Der erste Unterschied ist: Die Grünen werden deut-
lich radikaler. Die Grünen inszenieren sich zumindest 
vor gewaltbereiten, kriminellen Menschen im Ham-
bacher Forst. Sie inszenieren sich. Das machen sie 
doch absichtlich, nur um aufzufallen, um radikal 
rüberzukommen, weil sich ihre Argumente von de-
nen anderer Parteien gar nicht mehr unterscheiden.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Der zweite große Unterschied in der Energiepolitik 
ist: Die Grünen sind absolut unverlässlich. Man kann 
einfach nicht gestern getroffene Entscheidungen 
heute umwerfen und übermorgen das Gegenteil be-
haupten, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das ist un-
glaubwürdig und unverlässlich.  

(Beifall von der FDP) 

Es war Ihre Leitentscheidung aus dem Jahre 2016. 
Sie haben damals die Kohleverstromung bis zum 
Jahre 2045 festgelegt, und die Rodung des Hamba-
cher Forsts war in dieser Leitentscheidung auch in-
begriffen. Heute tun die Grünen aber so, als wäre das 
alles gar nicht passiert.  

Ich kann an die Kollegen der Grünen nur sagen: 
Pinocchio lässt grüßen. Denn kein Mensch nimmt 
Ihnen das ab. Ich würde Sie im Gegenteil darum bit-
ten, vielleicht in Zukunft zu einer verlässlichen, ver-
ständlichen und ehrlichen Klimaschutzpolitik zurück-
zukommen, vielleicht gemeinsam mit den anderen 
Fraktionen hier im Haus.  

Was heißt vernünftige Energiepolitik? – Eine intakte 
Umwelt ist uns allen wichtig. Saubere Luft ist uns al-
len wichtig. Eine Zukunft mit einer guten Umwelt für 
zukünftige Generationen ist uns allen auch wichtig. 
Genau daran arbeiten wir doch in Nordrhein-Westfa-
len. Seit 1990 haben sich die Treibhausgasausstöße 
der Energiewirtschaft um über 25 % reduziert.  

Es ist also nicht so, als wenn die Energiewirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen nichts geleistet hätte. Nein, mi-
nus 25 % – das war ein enormes Ergebnis, eine an-
erkennenswerte Leistung, auch wenn wir daran noch 
weiter arbeiten müssen.  

Wir brauchen zweitens den Weg zur umweltfreundli-
chen Energieversorgung durch Innovationen, durch 
Forschung und durch Investitionen. Wir müssen als 
Koalition, als Regierung und als Landtag insgesamt 
verlässliche Rahmenbedingungen schaffen, damit 
die kluge Forschungspolitik wirklich umgesetzt wer-
den kann; denn eines ist doch sicher: Selbst hier in 
Deutschland, mit all unserer Kraft, mit all dem Geld, 
das wir investieren, ist der Umstieg auf erneuerbare 
Energien von heute auf morgen nicht möglich. Das 

ist schlicht und einfach nicht möglich. Selbst die Grü-
nen haben gesagt, wir bräuchten noch bis 2045; zu-
mindest sagten sie das vor zwei Jahren noch.  

Unser Ziel ist doch nicht nur der Umstieg auf erneu-
erbare Energien in 5, 10 oder 15 Jahren allein in 
Deutschland – wahrscheinlich in Abhängigkeit von 
der technischen Entwicklung bei der Speichertech-
nik –, sondern unser Ziel ist es, dass sich erneuer-
bare Energien auch in Europa und auf der ganzen 
Welt durchsetzen. Was hilft es denn dem Weltklima, 
wenn wir das nur in Deutschland machen und die an-
deren Länder in Europa und in der übrigen Welt nicht 
motiviert werden können, den gleichen Weg zu ge-
hen? 

Wenn der deutsche Weg dazu führt, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung sich sogar reduziert und 
dass auf der anderen Seite die Energiepreise fast 
ohne Ende nach oben schießen, weil das Tempo zu 
hoch ist, dann werden uns andere Länder auf der 
Welt dabei nicht folgen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Ein dritter Punkt für eine vernünftige Energiepolitik ist 
folgender: Wir dürfen den Menschen keinen Sand in 
die Augen streuen. Wir müssen ehrlich sagen, was 
geht und was nicht geht. Zur Ehrlichkeit gehört es, zu 
sagen: Für eine sichere Stromversorgung sind im 
Moment fossile Energieträger absolut notwendig. 
Wer das Gegenteil behauptet, sagt den Menschen 
die Unwahrheit, und genau das sollten wir unterlas-
sen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

In verschiedenen Reden wurde es gerade schon ge-
sagt: Was passiert denn, wenn wir wirklich sehr, sehr 
schnell aus der Kohleverstromung ausscheiden, so 
wie es die Grünen wollen? – Dann bekommen wir 
tatsächlich Atomstrom aus Frankreich, und wir be-
kommen Kohlestrom aus Polen. Das ist doch die 
Wahrheit.  

Das ist offensichtlich das, was die Grünen wollen. Sie 
wollen definitiv Kohlestrom aus Polen und definitiv 
Atomstrom aus Frankreich; denn es gibt keine an-
dere Lösung, lieber Herr Klocke. Es gibt keine andere 
Lösung für Ihren schnellen Ausstieg! Deswegen wer-
den wir, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, diesen Weg auf keinen Fall mitgehen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Der frühere Fraktionsvorsitzende der Grünen rief 
beim Redebeitrag von Andreas Pinkwart dazwi-
schen: „Ich dachte, es käme mal was Neues.“ – Ist 
das denn Ihre neue Botschaft: Kohlestrom aus Polen 
und Atomstrom aus Frankreich? Herzlichen Dank an 
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die Grünen! Da werden Ihnen die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen nicht folgen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Abschließend noch einige Bemerkungen zu den Re-
debeiträgen des Kollegen Herter und der Kollegin 
Düker. 

Zunächst, Kollege Marc Herter, wenn man Formulie-
rungen benutzt wie „entfesselter Wirtschaftsminister“ 
oder „Armin der Trickser“, dann führt das in der Regel 
zu reichlich Applaus, aber so richtig hat das eben kei-
nen von den Bänken gerissen, nicht einmal bei der 
SPD. 

(Widerspruch von der SPD) 

– Nein, keinen Einzigen. – Marc Herter sprach in Be-
zug auf die rot-grüne Koalition, die sieben Jahre hier 
regiert hat, von gemeinsamen Herausforderungen, 
denen man sich gestellt hat. 

(Zuruf von der SPD: In der Tat!) 

Das Problem ist nur, Sie haben keine gemeinsamen 
Lösungen gefunden, Kollege Herter. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn Sie vermeintlich gemeinsame Lösungen ge-
funden haben, wurden sie anschließend vom Koaliti-
onspartner blockiert. Genauso wie Ihr früherer Koali-
tionspartner jetzt in der Energiepolitik agiert, hat er es 
während Ihrer Regierungszeit gemacht. Sie haben 
sich in irgendwelchen Hinterstübchen geeinigt, und 
anschließend wurde gegeneinander gearbeitet. Des-
halb wurden Sie auch abgewählt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Abschließend zu den Kollegen von der SPD insge-
samt. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

– Ja, Bodo Löttgen hat mir schon einiges vorwegge-
nommen. Tut mir leid, Marc Herter. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

– Nein, er hat ja gesagt, was er mir weggenommen 
hat. Er hat mir aber auch etwas übrig gelassen. 

Bei allem Rollenspiel von Opposition, Regierung und 
Koalition hätte ich mir gewünscht, die SPD hätte, als 
den Einsatzkräften gedankt wurde, die Größe ge-
habt, einfach mal zu applaudieren. Das wäre schön 
gewesen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Andreas Pinkwart hat sich ausdrücklich bei den Ein-
satzkräften bedankt; er hat das sehr ausführlich ge-
macht. Keiner von der SPD hat geklatscht, niemand.  

(Zurufe von der SPD: Wir haben uns selber 
dafür bedankt! – Guck nur mal ins Protokoll! – 
Weitere Zurufe) 

– Klar, mache ich.  

Kollegin Düker, Sie haben gerade sowohl Ihr Verhält-
nis zur Polizei als auch Ihr Verhältnis zu Gewalttätern 
sehr deutlich gemacht. Mit Ihrem Satz: „Es ist Ihre 
Polizei“, also nicht Ihre, haben Sie Ihr negatives Ver-
hältnis zur Polizei geradezu dogmatisch hier in den 
Raum gestellt.  

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

Das spricht für Sie. Das ist die Einstellung bei den 
Grünen, aber es ist eben nicht unsere Einstellung. 
Die Polizistinnen und Polizisten in Nordrhein-Westfa-
len haben so etwas nicht verdient. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Und dann Ihr überaus rücksichtsvolles Verhalten ge-
genüber Gewalttätern; ich wiederhole: Ihr sehr rück-
sichtsvolles Verhalten gegenüber Gewalttätern. 
Liebe Frau Düker, das geht überhaupt nicht. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Monika 
Düker [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen von den 
40.000 Polizistinnen und Polizisten keiner!) 

Bodo Löttgen warf den Grünen in seiner Rede eben 
Unfähigkeit vor, und zwar vor allem wegen einer wi-
dersprüchlichen und irrationalen Energiepolitik. Ich 
weiß nicht, ob das Unfähigkeit ist. Vielleicht ist es 
auch einfach nur Strategie. Frau Düker sprach eben 
von Strategie, verband damit aber die Verantwortung 
für die Zukunft. Ich habe den Eindruck, Sie wollen 
kurzfristig die Umfragewerte steigern. Das ist die ein-
zige Strategie, die die Grünen verfolgen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wer wiederholt in Opposition und Regierung das Ge-
genteil von dem sagt, was er vorher gemacht hat, 
und umgekehrt, der kann vielleicht kurzfristige Ge-
ländegewinne erzielen. Er wird aber niemals das 
Vertrauen der Menschen in Nordrhein-Westfalen auf 
Dauer gewinnen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die AfD spricht Kollege 
Loose.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Brand-
anschläge auf Geschäfte, Anschläge auf Häuser, Be-
drohung von Menschen, die nur ihrer Arbeit nachge-
hen, Jagd auf Menschen – das Kapitel „Hambacher 
Forst“ ist auch ein dunkles Kapitel der Gewalt. Diese 
Gewalt geht von der Straße aus – von Vermummten 
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mit Eisenstangen, Molotowcocktails und Stahl-
schleudern. Es ist an der Zeit, dass wir gegen diese 
Gewalt aufstehen und den Opfern sagen: Ihr seid 
nicht allein.  

(Beifall von der AfD) 

Daneben gibt es aber zum Glück auch friedliche De-
monstranten, und zwar auf beiden Seiten. Die einen, 
zumeist Mitglieder oder Anhänger der Grünen, de-
monstrieren, um Arbeitsplätze von RWE-Mitarbeitern 
zu vernichten. Die anderen demonstrieren, um ihre 
Arbeitsplätze zu erhalten.  

Dabei ist die Entscheidung über die Abholzung des 
Hambacher Forstes bereits 40 Jahre alt und wurde 
in der letzten Legislaturperiode von Rot-Grün mehr-
mals bestätigt. Zuletzt wurde RWE im Jahre 2016 bei 
der Verkleinerung von Garzweiler garantiert, dass 
das Abbaugebiet Hambach bestehen bleibt. Das 
heißt, die Grünen haben explizit die Abholzung des 
Hambacher Forstes beschlossen.  

Diesen Kompromiss wollen die Grünen in der Oppo-
sition jetzt einseitig aufkündigen. Hier erkennt man 
die Unzuverlässigkeit der Grünen, wenn es um die 
Einhaltung von Kompromissen geht. 

(Beifall von der AfD) 

Die Industrie braucht Rechtssicherheit, um zu inves-
tieren und Arbeitsplätze zu schaffen. Die Menschen, 
die bei RWE oder in der Industrie arbeiten, brauchen 
Rechtssicherheit.  

Und Ihnen, liebe Grünen, reicht noch nicht mal die 
Unsicherheit, die das aktuelle Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts angerichtet hat. Sie wollen darüber 
hinausgehen und drohen den Arbeitnehmern von 
RWE mit dem sozialen Kahlschlag. Was erzählen 
Sie den RWE-Mitarbeitern jetzt? Was erzählen Sie 
einem Familienvater, der sich gerade ein Haus ge-
baut und dafür einen hohen Kredit aufgenommen 
hat, wenn dieser jetzt aufgrund Ihrer Politik seinen 
Arbeitsplatz verliert? 

Ich weiß, Sie fordern jetzt einfach neue Arbeitsplätze. 
Aber woher sollen die denn kommen? – Auf den Bäu-
men wachsen sie jedenfalls nicht.  

(Beifall von der AfD) 

Jeder hier im Raum sollte sich jetzt die Frage stellen, 
was diese Entscheidung des Oberverwaltungsge-
richtes eigentlich für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland bedeutet. Bisher konnten Unternehmen 
auf den Schutz der Eigentumsrechte vertrauen. 
Diese Rechte wurden RWE nun zumindest temporär 
entzogen. RWE hat Milliarden Euro in Kraftwerks-
technik, in Großbagger, in Fördersysteme und in die 
Ausbildung der Mitarbeiter investiert. Diese Investiti-
onen wurden aufgrund der angenommenen Rechts-
sicherheit getätigt.  

Doch jetzt gibt es in Deutschland keine Rechtssicher-
heit mehr. Wie viele Unternehmen werden nun bei 
ihrer nächsten größeren Investition Teile ihres Unter-
nehmens ins Ausland verlagern? Wie viele Arbeits-
plätze werden aus Deutschland verschwinden? – 
Aber kein Problem, man fordert als Grüne einfach 
neue Arbeitsplätze, und dann pumpt man, wie es die 
SPD am Donnerstag mit ihren Antrag versuchen 
wird, einfach viel Geld ins System. – Das aber ist 
Wirtschaftssachverstand, den wir aus der DDR ken-
nen. 

(Beifall von der AfD) 

Den Grünen reicht aber noch nicht mal die Vernich-
tung der Arbeitsplätze. Sie müssen auch noch die 
Menschen im Revier demütigen. So postet Ihre Frak-
tionsvorsitzende Frau Düker Vergleiche mit Kohle 
und Nazis und beschimpft damit die hart arbeitenden 
Mitarbeiter vor Ort. – Ist das Ihr moralischer Kodex? 
Nur Menschen, die Windkraftanlagen bauen, sind 
gute Menschen, und die anderen sind in Ihren Augen 
braun? 

Seit sechs Jahren besetzen Ökoterroristen den Ham-
bacher Forst illegal und attackieren immer wieder 
Polizisten, Sicherheitsmitarbeiter und Mitarbeiter von 
RWE. Dabei ist diesen Gewalttätern nicht nur die De-
mokratie, sondern auch die Umwelt egal. Oder wo 
waren diese, als nur wenige Kilometer entfernt ein 
Teil des Aachener Münsterwaldes für Windräder ge-
rodet und Tausende von Bäumen gefällt wurden?  

Diese Leute lehnen unseren Rechtsstaat ab. So be-
fand sich im Gebiet der Baumhäuser beispielsweise 
eine riesige Antifa-Flagge. Leider sind die Mitglieder 
der Antifa nicht für ihre Gewaltfreiheit bekannt, wie 
wir seit G20 wissen. Leider wird diese Antifa von der 
SPD und auch von ver.di in zahlreichen Städten un-
terstützt.  

Noch bezeichnender ist aber, dass ver.di nicht mal 
mehr die Interessen der eigenen Mitglieder vertritt. 

(Beifall von der AfD) 

So hat ver.di die Landesregierung vor ein paar Wo-
chen schriftlich aufgefordert, die Rodungsarbeiten zu 
verhindern bzw. zu einem Stopp zu bringen.  

(Helmut Seifen [AfD]: Unglaublich!) 

Nach Ansicht von ver.di sei dies im Interesse aller 
gesellschaftlich relevanten Gruppen. Das heißt, 
ver.di erkennt die RWE-Mitarbeiter, also die eigenen 
Mitglieder, nicht mal mehr als gesellschaftlich rele-
vante Gruppe an. 

(Beifall von der AfD) 

Stattdessen sympathisiert ver.di mit der Antifa und 
entfernt sich damit leider immer weiter vom Rechts-
staat.  
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Das Forstgebiet im Rheinischen Revier wird übrigens 
seit dem 16. Jahrhundert als Wirtschaftswald ge-
nutzt; das heißt, seit dieser Zeit kam es immer wieder 
zu Rodungen und Abholzungen. 

Auch sind die Bäume dort nicht 12.000, sondern ma-
ximal 300 Jahre alt. Dann wird argumentiert, die dor-
tigen Böden seien 12.000 Jahre alt. – Ja, die letzte 
Eiszeit, das letzte Auftauen der Böden fand vor 
12.000 Jahren statt. Alle Waldböden sind aus dieser 
Zeit und somit 12.000 Jahre alt. Das ist also eine Bin-
senweisheit. Etwa ein Drittel der Flächen in Deutsch-
land bestehen aus Wald.  

95 % des Hambacher Forstes sind bereits abgeholzt. 
Es geht nur noch um 200 ha Forst. 

Zum Vergleich: Von 2002 bis 2012 sind die Waldflä-
chen in Deutschland um 50.000 ha angestiegen – 
und wir reden hier über 200 ha, die abgeholzt werden 
sollen. RWE hat bereits über 1.300 ha wiederaufge-
forstet und wird am Ende mehr aufforsten, als abge-
holzt wurde. 

Wie heißt es so schön in der Bibel? Wer ohne Mas-
sivholzmöbel ist, der werfe den ersten Stein. 

(Heiterkeit und Beifall von der AfD) 

Sie können ja mal gedanklich durch Ihre Wohnung 
gehen und schauen, ob dort nicht ein Massivholz-
tisch oder ein Massivholzbett steht. 

(Helmut Seifen [AfD]: Edelhölzer!) 

Dann können Sie sich die Frage stellen: Woher 
stammt eigentlich das Holz? 

Was sind Ihre Alternativen, liebe Grüne? Wollen Sie 
4.000 Windräder? Dafür bräuchten Sie eine Fläche 
von zigtausend Hektar. Dafür ist einer Frau Brems 
auch der Wald nicht zu schade. 

(Beifall von der AfD – Helmut Seifen [AfD]: Ge-
nau!) 

Wenn die Windräder nach der Nutzung abgebaut 
werden, bleiben die Betonfundamente häufig im Bo-
den und versiegeln den Waldboden dauerhaft. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht! – Gegenruf von Helmut Seifen [AfD]: 
Doch, das stimmt genau so!) 

– In Niedersachsen wird ein Meter abrasiert – wir ha-
ben eine Große Anfrage dazu eingestellt –, der Rest 
wird versiegelt. 

Wenn die Windräder nach der Nutzung abgebaut 
werden, bleiben diese Fundamente häufig im Boden 
und versiegeln den Waldboden dauerhaft. Hingegen 
schafft RWE am Ende der Braunkohleförderung ein 
einzigartiges Ökobiotop im Rheinischen Revier, das 
zudem das größte ist. Gegen all das darf man sein; 
das ist Ihr demokratisches Recht. Aber dann sind Sie 

zumindest moralisch verpflichtet, den Menschen rei-
nen Wein einzuschenken und ihnen zu erklären, wel-
che unangenehmen Folgen mit der Geschichte ver-
bunden sind. 

Ich jedenfalls danke heute den hart arbeitenden 
Menschen in den Energiekonzernen, dass diese je-
den Tag aufstehen und für uns den Strom produzie-
ren und verteilen, den wir benötigen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Loose. – Nun hat der fraktionslose Abgeordnete 
Herr Kollege Pretzell das Wort. 

Marcus Pretzell (fraktionslos): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Kollegen! Das Oberverwaltungsgericht Münster hat 
vorläufig einen Rodungsstopp verhängt. Es handelt 
sich dabei noch nicht um eine endgültige Entschei-
dung, und deswegen ist hier auch noch gar nichts 
gescheitert und endgültig, wie es insbesondere von-
seiten der Grünen jubelnd behauptet wird. 

Vor diesem Hintergrund diskutieren wir – in einer Si-
tuation, in der Deutschland nach Dänemark europa-
weit die höchsten Strompreise und doppelt so hohe 
Strompreise aufweist wie unsere großen Nachbar-
länder Frankreich und Polen – über die Abholzung 
von 100 ha Wald. Sie erheben das hier zum Symbol 
für Klimapolitik, den Fortbestand des deutschen Wal-
des und ich weiß nicht, was alles noch. 

Es ging ursprünglich mal um 4.000 ha. Davon sind 
noch 200 ha übrig, von denen jetzt 100 ha gerodet 
werden sollen. Darüber sprechen wir hier. Dabei geht 
es um 0,000877 % des deutschen Waldes. Das 
Ganze ist besonders deshalb so spannend, weil 
gleichzeitig in Hessen darüber diskutiert wird, 1.400 
ha Mittelgebirgswald für die Errichtung von Wind-
krafträdern zu roden. 

Wir reden über 100 ha Wald; das ist ein Kilometer im 
Quadrat. Daran rauschen Sie auf der A 4 innerhalb 
von 30 Sekunden vorbei. Das merken Sie nicht ein-
mal. Und das erheben Sie hier zur Symbolpolitik. 

Wir diskutieren über eine Bechsteinfledermaus, die 
so etwas Ähnliches ist wie die Steinlaus und immer 
dann auftaucht, wenn Sie vorhaben, einen Wald zu 
retten. Haben Sie eigentlich mal darüber nachge-
dacht, wie viele Bechsteinfledermäuse täglich in Ih-
ren Windkrafträdern geschreddert werden? 

Kohle ist böse, Windkraft ist gut. Geschredderte Fle-
dermäuse in Windkrafträdern spielen keine Rolle, ge-
rodeter Wald für Windkrafträder spielt keine Rolle. 

Es wäre schön gewesen, wenn Sie sich 2016 nicht – 
wie heute – über die Bechsteinfledermaus Gedanken 
gemacht hätten, sondern über die Menschen, die 
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umgesiedelt worden sind. Wenn Ihnen das am Her-
zen gelegen hätte, dann hätte ich sogar verstehen 
können, dass Sie sich hier engagieren. Aber es geht 
Ihnen nicht um die Menschen, sondern es geht Ihnen 
um Symbolpolitik – und noch dazu um eine völlig fal-
sche. 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Pretzell. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Herr Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte nur zu einigen wenigen Punkten, die ange-
sprochen worden sind, Stellung nehmen, insbeson-
dere zu denen von Frau Düker. Ich weiß gar nicht, ob 
sie jetzt im Saal ist. 

(Andreas Keith [AfD]: Das Thema ist so wich-
tig! Das wichtigste Thema der Grünen! Pein-
lich! Peinlich!) 

Vielleicht kommt sie gleich wieder. 

(Andreas Keith [AfD]: Und die anderen spielen 
mit dem Handy!) 

Jedenfalls hatte Frau Düker für die Fraktion der Grü-
nen zwei Dinge angesprochen, die ich gerne gerade-
rücken möchte. Das eine war die Energieversor-
gungsstrategie, die ich für die Landesregierung an-
gekündigt hatte. Sie hatte in ihrem Beitrag den Ein-
druck vermittelt – so habe ich es jedenfalls wahrge-
nommen –, als hätten wir diese schon vor oder wäh-
rend der Sommerpause vorlegen wollen. 

Das muss ein Irrtum sein. Wir haben zu Sitzungen 
eingeladen, die dieses Thema bearbeiten sollen, und 
diese Einladungen haben wir auch dem Parlament 
zugeleitet. Möglicherweise meinte sie diese Einla-
dung im Rahmen der Entwicklung der Energieversor-
gungsstrategie. Dazu habe ich hier bereits wesentli-
che Eckpunkte benannt, die notwendig sind, damit 
wir dieses komplexe System auf eine nachhaltig gute 
Grundlage stellen können. 

Ich bin den Rednern dankbar, die auf die Komplexität 
des Energieversorgungssystems hingewiesen und 
deutlich gemacht haben, dass wir die Probleme we-
der mit Symbolakten noch mit Kurzschlusshandlun-
gen oder Sturzgeburten lösen können, sondern das 
wir sie vernünftig erarbeiten müssen. Dazu dient die 
von uns bereits eingeleitete Entwicklung einer Ener-
gieversorgungsstrategie. Diese wollen wir in den 
nächsten Monaten mit allen Akteuren gemeinsam 
weiterentwickeln. 

Des Weiteren haben Sie, Frau Düker – schön, dass 
Sie wieder da sind –, gesagt, Sie würden anerken-
nen, dass wir Vorschläge vorgetragen hätten,  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

vermissten dabei aber die Erneuerbaren. 

Die Erneuerbaren sind das Ziel. Ich habe es hier be-
reits vorgetragen. Das habe ich doch dargelegt. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ziele sind doch 
keine Maßnahmen!) 

– Was denn sonst? Ich habe dargelegt – ich darf das 
noch einmal zitieren –: 

 „… und sie mit einem verlässlichen Plan un-
terlegen, wie wir bis wann aus den konventionel-
len Energien aussteigen können.“ 

(Monika Düker [GRÜNE]: Wo ist denn der 
Plan?) 

Wohin sollen wir denn dann? Ganz ohne Energie 
wird es wohl nicht gehen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich habe sechs Punkte benannt, und in jedem Punkt 
geht es um die Erneuerbaren, und zwar ein Stück 
weit auch um die Besonderheit der Erneuerbaren. 

Die Erneuerbaren – das habe ich sehr ausführlich 
dargelegt; Sie haben das aber als negative Zu-
standsbeschreibung kritisiert, obwohl ich noch ein-
mal darauf hingewiesen habe – sind im Gegensatz 
zu den Konventionellen nicht so grundlastfähig, son-
dern sie sind volatil. Wir müssen also das Gesamt-
system jetzt so umbauen, dass es ... 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ja, dann machen 
Sie das doch!) 

– Liebe Frau Düker, ich will Ihnen mal Folgendes sa-
gen: Sie waren früher auch schon einmal in einer 
Landesregierung. 

(Zuruf von der CDU) 

Dann haben Sie sieben Jahre lang mitregiert, und 
Sie haben wichtige Entscheidungen getroffen, zum 
Beispiel die Verlängerung der Braunkohle. Zu den 
anderen Themen haben Sie aber nichts hinterlassen! 
Das müssen wir uns jetzt erarbeiten; das möchte ich 
mal festhalten! 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
der SPD) 

Sie haben das sicherlich nicht gerne getan – das be-
haupte ich gar nicht –, aber Sie waren in einer Not-
lage. Weil Sie noch keine Lösung hatten, haben Sie 
gesagt: Gut, dann müssen wir die Kohleverstromung 
als Brücke bereitstellen. Die anderen Antworten sind 
Sie aber nicht angegangen, sonst hätten wir sie doch 
vorliegen und könnten direkt daran weiterarbeiten. 
Wir müssen uns die Antworten jedoch selber erarbei-
ten, und eine Antwort – das habe ich gesagt – ist der 
schnellere Ausbau der Stromnetze. Ja, wofür 
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denn? – Für die Erneuerbaren! Das war mein erster 
Punkt. 

Der zweite Punkt: Ich habe vorgetragen, dass wir zur 
Einhaltung der Versorgungssicherheit und bei einem 
schnelleren Ausstieg aus der Kohle Übergangstech-
nologien brauchen. Wir haben vorgeschlagen, dass 
das Gas sein könnte. Das muss nicht dauerhaft Gas 
aus Erdgas sein, sondern – das habe ich hier ausge-
führt – das kann auch mit synthetischen Gasen aus 
erneuerbaren Quellen geschehen. Das war meine 
zweite Forderung, Gas 

(Beifall und Zuruf von der FDP) 

aus Erneuerbaren zu machen – ich hätte auch sagen 
können: Power-to-X –, um schrittweise eine Art Spei-
cher zu bekommen. 

Die dritte Forderung, die ich für die Landesregierung 
gestellt habe: Stärkere Anreize für eine Sektoren-
kopplung. – Warum? Damit wir die Erneuerbaren, 
wenn sie stark anfallen und gerade nicht zur Strom-
versorgung genutzt werden können, stärker in die 
anderen Sektoren hineinbekommen. 

Wir müssen uns fragen: Wo stehen wir eigentlich, 
wenn wir vom Strom einmal absehen, bei dem wir 
brutto ein Drittel Erneuerbare haben? Wo stehen wir 
denn bei der Wärme? Hier haben wir bisher gerade 
mal 12 % Erneuerbare. Wo stehen wir bei der Mobi-
lität? Hier haben wir erst einen Anteil von 6 % an er-
neuerbarer Energie. So sieht die Lage doch aus! 

(Zuruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Wir wollen jetzt versuchen, das Ganze zu verbes-
sern, indem wir durch Sektorenkopplung den Anteil 
der Erneuerbaren bei Wärme und Mobilität erhöhen. 

Ich komme jetzt zu meiner vierten Forderung. Da 
habe ich vorgetragen: Förderung dezentraler urba-
ner Energielösungen 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

aus Fotovoltaik, Geothermie, Kraft-Wärme-Kopp-
lung, Elektromobilität. Für all das haben wir beste Vo-
raussetzungen! Ja, sind das keine Erneuerbaren? 
Oder haben Sie ein falsches Verständnis von Er-
neuerbaren? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Fünftens habe ich vorgetragen: Schaffung von ange-
messenen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
gesicherte Leistungen und Förderung einer marktori-
entierten Flexibilisierung bei Angebot und Nachfrage. 
Was heißt das denn? – Wenn wir vermehrt die Er-
neuerbaren haben – wir haben sie volatil –, müssen 
wir mit der Industrie daran arbeiten, dass eine Um-
stellung stattfindet. 

Denken wir an die Aluminiumindustrie: Bisher funkti-
oniert sie so, dass der Ofen immer gleichbleibend 
dieselbe Temperatur braucht, weil der Prozess sonst 

sofort unterbrochen ist. Was macht jetzt unsere Alu-
miniumindustrie? – Gott sei Dank macht sie es, sonst 
wäre sie hier nicht überlebensfähig. – Sie baut die 
Prozesse um, damit sie ihre Aluminiumproduktion 
über mehrere Stunden hinweg mal höher als normal 
üblich fahren kann, aber auch mal mit weniger Ener-
gie. 

Was passiert denn da? Da wird aus einem Alumini-
umwerk eine Art Energiespeicher, der mehr Energie 
aus dem System nehmen kann, wenn viel Erneuer-
bare vorhanden ist, und der auch auf einen Teil der 
Energienachfrage verzichten kann, wenn zu wenig 
Energie im System ist. Diese atmende Industrie 
brauchen wir, sonst werden wir das mit den Erneuer-
baren nicht schaffen. 

Sechste Forderung: Reduzierung von Steuern und 
Abgaben auf Strom und die anteilige Finanzierung 
der EEG-Umlage. – Wie wollen wir das denn sonst 
angehen? Wenn wir die Erneuerbaren noch schnel-
ler ausbauen wollen, können wir das doch nicht wei-
terhin nur auf dem Rücken der kleinen Leute ma-
chen! Das ist eine regressive Abgabe; das müssen 
wir uns vor Augen führen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

96 % der Betriebe – Handwerk, Mittelstand – werden 
belastet. 

Das waren die sechs Forderungen. Alle haben mit 
dem Thema „erneuerbare Energien“ zu tun: wie wir 
sie schaffen, wie wir besser damit umgehen und wie 
wir unsere Industrie darauf einstellen. Das ist eine 
große Herausforderung, die wir aber gerne anneh-
men wollen. 

Wir wollen – das haben wir vor einigen Wochen auf 
der World Climate Conference in San Francisco 
deutlich gemacht – mit „IN4climate“ die Industrie 
beim Umbau hin zu einer klimafreundlichen Produk-
tion mitnehmen. Wir haben eine Energieforschungs-
offensive in Arbeit, womit wir die Potenziale, die in 
Nordrhein-Westfalen vorhanden sind, nutzen wollen, 
um bei den sechs Handlungsfeldern zu besseren Er-
gebnissen zu kommen. 

Meine Damen und Herren, wir müssen alles unter-
nehmen, damit die Energiewende in sich schlüssig 
wird, damit Nordrhein-Westfalen die Energiewende 
nicht erleiden muss, sondern dabei mitgestalten 
kann. Wir müssen zusehen, dass wir am Ende nicht 
als Verlierer, sondern als Gewinner dabei heraus-
kommen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dafür bedarf es Anstrengungen auf vielen Feldern. 
Wir müssen Komplexität beherrschbar machen, und 
wir müssen uns davor schützen, dass wir zum Opfer 
einer rein auf Symbolpolitik handelnden Politik wer-
den. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Pinkwart. – Für die SPD-Fraktion 
hat jetzt der Kollege van den Berg das Wort. 

Guido van den Berg (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Pro-
fessor Pinkwart; Herr Minister! Ich will als erstes Res-
pekt zollen, weil Sie in Ihrem ersten Redebeitrag sehr 
deutlich gemacht haben, dass Sie die Leitentschei-
dung der Vorgängerregierung würdigen. Sie haben 
gesagt, sie sei von Realismus geprägt sowie rational 
und vernunftgeleitet gewesen. 

(Zuruf und Beifall von Daniel Sieveke [CDU]) 

Ich will jetzt nicht wieder den Ball aufnehmen und hin-
terfragen, wer sich da vom Acker macht usw. Zur his-
torischen Wahrheit gehört einiges dazu: Ich zitiere 
jetzt aus der „Aachener Zeitung“ vom 28.03.2014: 
Diese Entscheidung der rot-grünen Landesregierung 
geht zulasten der letzten heimischen Energieträger 
und zulasten von Zehntausenden Arbeitsplätzen in 
NRW. – Wer hat das gesagt? Der Ministerpräsident. 

Wenn wir ehrlich miteinander umgehen, müssen wir 
an dieser Stelle einige Dinge richtigstellen, Herr Mi-
nisterpräsident. Ich glaube, das tut auch not. Ich 
komme aus der Region. Diese Region will im Augen-
blick nur eines: Sie will wieder Frieden haben. 

Das, was wir in den letzten Monaten dort erlebt ha-
ben – auch an Zerrbildern in der Öffentlichkeit, an fal-
schen Darstellungen, an Simplifizierungen –, wird 
niemandem gerecht. Es wird den Beschäftigten in 
den Tagebauen und in den Kraftwerken nicht ge-
recht. Es wird in keiner Weise den Anwohnern oder 
Umsiedlern gerecht, die dort in den letzten Jahrzehn-
ten etwas erlitten haben, das aber vielfach auch als 
Chance in ihrer Biografie begriffen haben. Es wird 
denjenigen nicht gerecht, die für den Wald werben. 
Es wird auch den Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amten nicht gerecht, die nicht Teil einer Partei oder 
eines Konflikts sein wollten, sondern sich schlicht 
und ergreifend um den Rechtsstaat kümmern woll-
ten.  

(Beifall von der SPD) 

Das alles sind die Baustellen, die Wunden, die in die-
ser Region gerissen worden sind. – Herr Löttgen, 
man kann hier sagen: Das alles liegt an der Symbolpo-
litik. In diesem Hohen Hause muss aber die Frage ge-
stattet sein: Wie konnten diese Symbole entstehen? 

Natürlich ärgere ich mich auch über vereinfachte 
Darstellungen unseres ehemaligen Koalitionspart-
ners, der Grünen, die so tun, als ob sie mit der Ener-
giewende nichts zu tun hatten. Deshalb stellen sie 
heute einen Antrag, eine neue Leitentscheidung zu tref-
fen, weil sie davon ablenken wollen, dass wir bei die-
sem Thema schon verantwortlich unterwegs waren.  

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Was mich genauso ärgert, ist, dass Sie, Herr Minis-
terpräsident, mit Ihrem Innenminister die Polizei in ei-
nen Einsatz in diesen Wald geschickt haben, der mit 
Baurecht und Brandschutz begründet war, obwohl je-
des Kind in der Region wusste: Es geht darum, dass 
nachher gerodet wird und der Bagger kommt.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der SPD: So 
ist es!) 

Das hat Vertrauen zerstört, meine Damen und Her-
ren. Das hat ein Bild gezeichnet – das ist in der Öf-
fentlichkeit breit diskutiert worden –, dass hier ge-
trickst wird.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Der Begriff ist an dieser Stelle leider richtig.  

(Beifall von der SPD – Bodo Löttgen [CDU]: 
Dann akzeptieren Sie das Urteil auch hinsicht-
lich …) 

– Herr Löttgen, Sie wissen genau, dass ich Urteile ei-
nes OVG … 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Natürlich akzeptiere ich dieses Urteil. Aber das, 
was juristisch vielleicht geht, ist manchmal nicht aus-
reichend in einer politischen Diskussion, die wir brau-
chen, Herr Löttgen.  

(Beifall von der SPD) 

Es fehlt – das hat uns das Gericht doch aufgeschrie-
ben – die energiepolitische Begründung. Diese Lan-
desregierung hat Sondersitzungen über sich erge-
hen lassen und erklärt, das alles müsse nach Bau-
recht passieren. Auch bei den Richtern liegen die 
Zeitungen auf dem Frühstückstisch. Die wissen 
doch, dass es um mehr geht. Da ist das Zerrbild ent-
standen. Das ist das, was uns aufregt. 

(Beifall von der SPD) 

Mich treibt die Frage um: Wie kriegen wir den Frieden 
wieder hin? Wie wird diese Region versöhnt? Herr 
Ministerpräsident, zur Wahrheit gehört: Sie haben 
hier leider einen Beitrag geleistet, der mehr gespaltet 
als versöhnt hat. Das ist eines der Probleme, die wir 
haben. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ministerprä-
sident Armin Laschet) 

Sie haben sich leider hinter Vorgängerregierungen 
versteckt, obwohl wir alle wissen: Es geht auch um 
aktuelle Rahmenbetriebspläne.  

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

Sie haben sich weiter versteckt und gesagt: Nicht 
meine Regierung ist betroffen, sondern das betrifft 
nur die Leitentscheidung. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 
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Sie haben sogar so getan, als hätte RWE eine Nie-
derlage eingesteckt. Es war diese Landesregierung. 
RWE war in dem Prozess nur beigeladen. Das Land 
Nordrhein-Westfalen ist unterlegen. 

(Beifall von der SPD) 

Deswegen stellt diese Region Fragen und möchte 
Antworten darauf. Was kostet der Stopp des Tage-
baus Hambach? Wie werden die Arbeitsböschungen 
wieder zu standsicheren Hängen? Was ist mit dro-
henden Entlassungen? 4.600 Menschen in dieser 
Region haben Angst und Sorgen, sie möchten Ant-
worten haben.  

Ich habe heute Morgen noch mit dem Betriebsrats-
vorsitzenden telefoniert. Da mögen Sie grinsen, Herr 
Ministerpräsident. Er hat Sorgen und Nöte. Da oben 
sitzt ein langjähriger Betriebsratsvorsitzender des 
Kraftwerks Niederaußem. Diese Menschen haben 
Sorgen und Nöte, um die man sich kümmern muss. 
Darauf erwarten wir Antworten. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ministerprä-
sident Armin Laschet) 

Was ist mit den Umsiedlern in Morschenich und Man-
heim? Was ist mit dem Geld der kommunalen Haus-
halte, das jetzt verbrannt ist, weil der RWE-
Aktienkurs im Keller ist? Wie geht es mit den unge-
planten Rekultivierungen weiter? Was ist überhaupt 
alles machbar, wenn an dieser Stelle möglicherweise 
gar kein ein See entstehen kann? Wer zahlt den gan-
zen Kram? Das sind die Punkte, zu denen wir Ant-
worten verlangen. Das alles ist nicht Gegenstand der 
Regierungserklärung gewesen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Deswegen sage ich: Wir erwarten mehr von dieser 
Regierung. 

Herr Pinkwart, ich nehme es positiv auf, dass Sie ei-
nige Punkte von uns aufgegriffen haben, aber wir ha-
ben noch viel mehr. Ich denke, wir werden das auch 
morgen in die Debatte einbringen.  

Jetzt muss in dieser Region angepackt werden. Man 
darf sich nicht verstecken und warten, bis irgendet-
was durch die Kohlekommission passiert, sondern 
man muss die Dinge selbst gestalten. Das ist die Tra-
dition von Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ein kurzer Hin-
weis: Aufgrund der Redezeitüberziehung der Lan-
desregierung bei der Unterrichtung bekommen alle 
Fraktionen drei Minuten Redezeit hinzu. Wir konnten 
das nur nicht in die Technik einspielen, sodass Ihnen 
das Ende Ihrer Redezeit angezeigt wurde. Ich mache 
es so wie immer, ich huste dann. 

Guido van den Berg (SPD): Dafür bin ich Ihnen sehr 
dankbar; denn ich war jetzt irritiert. Die drei Minuten 
will ich gerne noch nutzen, weil mir das Thema am 
Herzen liegt. 

Herr Minister Pinkwart, Sie haben vorhin gesagt, wir 
hätten Übereinstimmung beim Thema der Förder-
möglichkeiten. Für das Rheinische Revier muss et-
was getan werden. Wir stimmen auch in der Frage 
überein, ob wir nicht thermische Speicherkraft-
werke – auf Salztechnik oder anderer – nutzen kön-
nen, um Kraftwerksblöcke zu übernehmen. Beim 
Thema „Batteriefabrik“ sind wir ebenfalls einer Mei-
nung. Aber es muss mehr passieren. 

Was ist mit Infrastruktur? Was ist mit Bildung? Wir 
brauchen einen Sonderverkehrswegeplan für das 
Rheinische Revier. 

(Beifall von der SPD) 

Wir brauchen eine Initiative, wie Fachhochschulen, 
Hochschulen ins Rheinische Revier kommen. 

Wir brauchen eine Initiative, die darauf aufbaut, das 
Know-how der Arbeitnehmer in der Elektrotechnik 
weiter auszubauen. Wir haben ein virtuelles Kraft-
werk im Revier, das weiterentwickelt werden kann 
und Leittechnik für die erneuerbaren Netze der Zu-
kunft transportieren kann.  

Und wir wollen Pilotregion für Kohlenstoffkreislauf-
wirtschaft werden, Herr Minister Pinkwart. Wir haben 
in einer Enquetekommission zusammengearbeitet. 
Herr Rasche hat viele Initiativen auf den Weg ge-
bracht. Ich glaube, es ist lohnenswert, was wir da ma-
chen. 

Ich sage ganz deutlich: Wir müssen auch Orte des 
Fortschritts sichtbar werden lassen. Was ist bei-
spielsweise mit dem Brainergy-Park in Jülich? Davon 
habe ich nichts gehört. Was ist mit der :terra-nova-
Klimahülle in Bergheim, den Faktor-X-Siedlungen in 
Inden, den smarten Stadtteilen in Grevenbroich oder 
Bedburg? 

Hier brauchen wir eine Landesregierung, die den 
Kommunen unter die Arme greift und uns hilft, Herr 
Ministerpräsident. Da erwarten wir Hilfe. 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Wir brauchen vor allen Dingen mehr Flächen. Das 
haben Sie gesagt, aber wohlfeile Worte reichen an 
der Stelle nicht. Wir brauchen mehr, und zwar be-
schleunigt.  

Sie schlagen Änderungen für den Regionalplan vor. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Herr Pinkwart, der steht im Regierungsbezirk Köln 
roundabout erst für 2025 an. Dann haben wir noch 
kein Bauleitplanverfahren und kein B-Planverfahren. 
Das kommt zu spät. 
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(Zuruf von Michael Hübner [SPD] – Gegenruf 
von Josef Hovenjürgen [CDU]: Keine Ahnung! 
Unglaublich!) 

Wir müssen da schneller werden und vor die Lage 
kommen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Einen allerletzten Punkt will ich noch nennen; der ist 
mir wichtig. Zu dem, was im Augenblick stattfindet, 
was auch Herr Pofalla eingebracht hat – ein Deal mit 
RWE zum Kohleausstieg, zur Vergütung entgange-
ner Förderung etc. –, sage ich für die Sozialdemokra-
tie sehr deutlich: Was wir im Rheinischen Revier 
nicht brauchen, ist ein Deal mit den Konzernen. Was 
wir brauchen, ist ein Deal mit der Region und mit den 
Menschen vor Ort. – Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege van den Berg. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
als nächste Rednerin hat für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete Brems das 
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Der beste 
Zeitpunkt, um mit dem Klimaschutz anzufangen, war 
vor 25 Jahren. Der zweitbeste ist heute. 

Nach der Debatte hier habe ich aber das Gefühl: Kein 
Redner hat irgendetwas dazu gesagt – außer meiner 
Kollegin Monika Düker –, 

(Lachen von der CDU und der FDP) 

vor welchen Herausforderungen wir aktuell beim Kli-
maschutz stehen, dass wir mehr machen müssen, 
dass wir beispielsweise dramatische Erkenntnisse 
seitens des Weltklimarats haben. Dazu hat hier kein 
anderer Redner gesprochen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte das noch einmal deutlich machen. Sie 
scheinen offensichtlich völlig unbeeindruckt von sol-
chen Erkenntnissen zu sein, wie wir sie am Montag 
gehört haben. Der Weltklimarat hat gesagt: Ab einer 
Erderwärmung um 1,5 Grad Celsius im Vergleich 
zum vorindustriellen Niveau wird es unumkehrbare 
Veränderungen geben. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Dieser Zeitpunkt kann höchstwahrscheinlich schon 
2030, in zwölf Jahren, erreicht werden, wenn wir nicht 
endlich etwas tun. Niemand von Ihnen sagt etwas 
dazu, welche dramatischen Auswirkungen das hat. 
Niemand von Ihnen ist bereit, das anzuerkennen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stattdessen habe ich von Ihnen ein Schulterzucken 
gesehen. Sie legen die Hände in den Schoß 

(Zuruf von der CDU: Unglaublich!) 

oder zeigen sogar auf andere – auf andere Nationen, 
auf die Bundesregierung – und sagen: „Die müssen 
etwas machen“ oder: Die machen ja sogar noch we-
niger. – So funktioniert das mit dem Klimaschutz aber 
nicht. 

Wir müssen auch in diesem Bundesland unserer 
Verantwortung gerecht werden. 

(Zuruf von der FDP: Tun wir doch!) 

Das Klimaschutzgesetz wäre beispielsweise ein 
Punkt. Es ist klar: Auch das reicht nicht mehr. Sie 
können sich nicht mehr darauf ausruhen, dass alte 
Ziele erreicht werden. Wir müssen leider neue set-
zen, und wir müssen ambitionierter werden. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von der 
FDP) 

Herr Pinkwart, das ist nicht nur interessant, das sage 
ich, ehrlich gesagt, schon seit Monaten. Wenn Sie 
mir nur einmal zugehört hätten, würden Sie das jetzt 
nicht als Neuigkeit ansehen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von Mi-
nister Prof. Dr. Andreas Pinkwart) 

Ich möchte jetzt darauf zu sprechen kommen, was 
das bedeutet. Der Kohleausstieg ist kein Selbst-
zweck, sondern ein Teil dessen, was wir dafür brau-
chen. Wir brauchen natürlich auch in anderen Sekto-
ren noch etwas, aber der Kohleausstieg ist ein es-
senzieller Punkt. 

Selbst wenn wir in Deutschland erst 2040 aussteigen 
würden – das wäre ja eher der Wunschtermin von 
RWE als unserer –, 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet) 

bräuchten nur noch 30 % der Kohle von Hambach 
und Garzweiler überhaupt aus dem Boden geholt zu 
werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dazu müssen Sie etwas sagen. Die Leitentscheidun-
gen müssen jetzt vorbereitet werden. Sie können 
nicht so lange warten, bis die Kohlekommission ge-
tagt hat oder bis – das haben Sie auch erklärt – alle 
Gerichtsentscheidungen geklärt sind. 

(Zurufe von der CDU) 

Es ist klar, dass Sie etwas verändern müssen, und 
es ist klar, dass Sie jetzt anfangen müssen, dafür die 
Vorbereitungen zu treffen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Pinkwart und Kollegen von CDU und FDP, die 
Forderungen, Ziele und Ankündigungen, die wir hier 
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gehört haben, ersetzen kein konkretes Handeln. Sie 
regieren seit mehr als einem Jahr. Ihr Handeln wider-
spricht dem, was Sie hier als Ziele dargestellt haben. 

Nehmen wir die erneuerbaren Energien. Sie haben 
gesagt: Die erneuerbaren Energien sind das Ziel. 

(Zuruf von der FDP) 

Was machen Sie aber gleichzeitig? Sie bremsen die 
Windenergie aus, wo Sie nur können. Das passt ein-
fach nicht zusammen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Widerspruch von 
Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Sie sagen jetzt: Da stimmt doch gar nicht. – Ich bin 
vor Ort. Ich spreche mit den Leuten, mit Bürgerinnen 
und Bürgern, 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Wir auch! – 
Weitere Zurufe) 

die in eine Windenergieanlage investieren wollen. 
Die sagen ganz klar: Wir wissen nicht mehr, was wir 
machen sollen. Wir bekommen kein Geld mehr. Wir 
wissen einfach nicht mehr weiter. 

Hier verspielen Sie Planungssicherheit. Das fordern 
Sie sonst immer, hier machen Sie es nicht. Das ist 
einfach unredlich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stattdessen lächeln Sie die Probleme einfach nur 
weg. So funktioniert das aber nicht. Sie wollen die 
Windenergie plattmachen. 

(Ministerpräsident Armin Laschet: Stimmt 
doch gar nicht! Das ist doch Unsinn! – Gegen-
ruf von Horst Becker [GRÜNE]: Schauen Sie 
doch mal in den Koalitionsvertrag!) 

– Doch, natürlich. Sie machen das einfach immer 
weiter. 

(Widerspruch von der CDU, von der FDP und 
von Ministerpräsident Armin Laschet) 

– Herr Ministerpräsident, Sie sagen: „Die steigen und 
steigen und steigen“, Sie tun aber nichts. 

(Zuruf von Ministerpräsident Armin Laschet – 
Gegenruf von Arndt Klocke [GRÜNE]) 

Wir wissen, dass wir in ein bis zwei Jahren wieder 
Windenergieanlagen verlieren, weil sie dann aus 
dem EEG herausfallen und höchstwahrscheinlich 
abgebaut werden. Wir müssen noch einiges 
obendrauf legen, um auch nur die Ziele der Bundes-
regierung zu erreichen. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Was Sie hier angefangen haben, reicht noch lange 
nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Das Ende der Re-
dezeit wird angezeigt.) 

Ich möchte noch kurz darauf zu sprechen kommen, 
dass Sie ja auch gesagt haben: Wir brauchen ver-
lässliche Perspektiven für alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. – Das, was Sie alle bis vor Kurzem ge-
macht haben, war eben fatal. Nicht über einen Koh-
leausstieg zu reden, hat dafür gesorgt, dass wertvolle 
Zeit verstrichen ist, die man hätte nutzen können, um 
ebendiese Perspektiven sicher und langfristig darzu-
stellen. Jetzt muss man das leider in viel kürzerer Zeit 
machen. 

(Zuruf von Daniel Sieveke [CDU]) 

Zum Schluss möchte ich noch sagen: Nicht wir spie-
len hier Wirtschaft gegen Klima oder Umwelt aus, 
sondern Sie alle machen das. Die Zukunft von uns 
allen, auch die unserer Wirtschaft und unserer Ar-
beitsplätze, hängt ganz klar davon ab, 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

ob wir die Herausforderung dieser Generation, näm-
lich den Klimawandel nicht nur mit blumigen Worten 
zu beschreiben, annehmen und auch wirklich da-
nach handeln. Dafür brauchen wir unter anderem ei-
nen Kohleausstieg. Dafür brauchen wir aber auch ei-
nen ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Wir dürfen nicht erst auf andere Zeiten warten, die 
noch langsamer sind; jetzt ist die Zeit dafür. Werden 
Sie endlich Ihrer Verantwortung gerecht! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Brems. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Vorsitzende Bodo Lött-
gen das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will zwei Be-
merkungen zu der Rede von Herrn Kollegen van den 
Berg machen. Sehr geehrter Kollege van den Berg, 
Sie erwecken den Eindruck, als sei die Räumung der 
Baumhäuser unrechtmäßig erfolgt, zumindest … 

(Stefan Kämmerling [SPD]: Nein, mit keinem 
Wort! – Michael Hübner [SPD]: Sie haben 
nicht zugehört!) 

– Vielleicht hören Sie zu. Sie erwecken den Ein-
druck – ich habe nicht gesagt, dass er das gesagt hat 
–, als sei sie zumindest 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist respektlos!) 

oder wenigstens aus unlauteren Gründen erfolgt. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das ist unwürdig, was 
Sie hier tun!) 
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Das darf ich hier noch einmal richtigstellen. Es ist hef-
tige Gerichtsschelte, was Sie gerade betreiben. 

(Zurufe von der SPD) 

Denn bevor geräumt wurde, haben das Verwaltungs-
gericht Aachen, das Verwaltungsgericht Köln, das 
Oberverwaltungsgericht Münster bestätigt, dass die 
vorgenommenen Räumungen 

(Nadja Lüders [SPD]: Sie haben gerade selber 
gesagt, dass er das nicht gesagt hat!) 

rechtmäßig und aus Gefahrengründen notwendig 
waren, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Kein Mensch hat das ge-
sagt!) 

Jetzt können Sie doch nicht einfach sagen: Das Urteil 
passt mir, und jenes Urteil passt mir nicht. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das ist unlauter! Das hat 
keiner gesagt!) 

– Sie möchten also, dass das eine Urteil befolgt, das 
andere aber nicht befolgt wird, Herr Schmeltzer. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist eine sehr engagierte De-
batte. 

(Marlies Stotz [SPD]: Ja genau! Aber man 
muss trotzdem bei der Wahrheit bleiben!) 

Es wäre einfach wunderbar, wenn man dem Redner 
und gegebenenfalls auch den Zwischenrufern tat-
sächlich zuhören könnte. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann soll der Red-
ner aber auch …) 

Bodo Löttgen (CDU): Ich habe überhaupt nichts da-
gegen, mich mit Herrn Schmeltzer auf diese Art und 
Weise zu „unterhalten“. Aber dann kann man ja die 
Gelegenheit nutzen – das ist ein Satz, den man an 
diesem Redepult sagt – und erklären, dass man da 
missverstanden wurde. 

(Michael Hübner [SPD]: Das ist ja lächerlich!) 

Ein Zweites zu Herrn van den Berg … 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nur Sie!) 

– Herr Schmeltzer, wie wollen Sie eigentlich dem 
Einfamilienhausbesitzer, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Herr Löttgen, gu-
cken Sie doch erst mal, zu wem die entspre-
chenden Zwischenrufe gehören!) 

der ein kleines Gartenhäuschen schwarz gebaut hat, 
erklären, dass er die Abrissverfügung bekommt, 
während Sie sechs Jahre lang einen unrechtmäßi-
gen Zustand im Hambacher Forst tolerieren? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ein Zweites, Herr Kollege van den Berg, 

(Marc Herter [SPD]: Das ist der direkte Weg 
nach Wackersdorf, den Sie beschreiben) 

zu Ihrer ansonsten wirklich guten Rede, von der ich 
viele Dinge teile: Sie haben viele Herausforderungen 
benannt, weinen aber bei einem Punkt Krokodilsträ-
nen. Wenn Sie beklagen, dass Entwicklungen im Be-
reich des Rheinischen Reviers nicht zugelassen wor-
den sind, dann werfen Sie einmal einen Blick auf die 
Flächenpolitik der rot-grünen Landesregierung der 
vergangenen sieben Jahre. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Sie haben keine Entwicklungschancen zugelassen. 
Sie haben eine Verhinderungspolitik betrieben 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was?) 

und keine Politik der Ermöglichung von Industrie-
standorten und -ansiedlung. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zu Frau Brems muss ich sagen – das hat mich jetzt 
am allermeisten gewundert –: 

(Marc Herter [SPD]: Eine gute Rede! – Zuruf 
von Jochen Ott [SPD]) 

Sie haben darauf gedrängt, man möge doch bitte die 
Entscheidungen der Strukturkommission in Berlin 
abwarten. Jetzt sind Sie schon einen Schritt weiter. 
Jetzt brauchen wir diese Entscheidungen gar nicht 
mehr abzuwarten und sollen sofort hier eine Leitent-
scheidung treffen. 

(Zuruf von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Das ist unglaubwürdig, Frau Brems. Es ist unglaub-
würdig. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zu dem Punkt „Windenergie“, den Sie angesprochen 
haben, will ich noch eines sagen, weil Sie ja perma-
nent davon reden, hier würde irgendetwas nicht mög-
lich gemacht: Das Gegenteil ist der Fall. Aber Ach-
tung! Eben habe ich gesagt – Sie konnten wahr-
scheinlich nicht zuhören, das kann ich verstehen –, 
dass Maßnahmen, die mit größtmöglicher Effizienz 
und mit geringstmöglichen Grenzkosten – Ach-
tung! – den bestmöglichen Beitrag zum Klimaschutz 
gewährleisten, auf die Akzeptanz der Betroffenen 
stoßen müssen. Wenn wir das durchsetzen wollen, 
brauchen Sie Akzeptanz. 

(Zuruf von der CDU) 
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Und auf diese Akzeptanz haben Sie niemals Rück-
sicht genommen. 

(Zuruf von Wibke Brems [GRÜNE]) 

Deshalb kann ich Ihnen sagen, dass die Menschen, 
die mir schreiben: „Bitte baut keine Windkraftwerke 
im Wald, bitte holzt keine Bäume mehr ab“, bei uns 
auch Gehör finden. Bei Ihnen sind sie vor die Wand 
gelaufen. Das ist Fakt. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von Daniel Sieveke [CDU] und von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ich habe einen letzten Punkt, der mich wirklich nach-
denklich stimmt. Frau Kollegin Düker, Sie haben Ihre 
Rede geschlossen mit dem Satz: Sie haben uns an 
Ihrer Seite. –Ich will ganz ehrlich sagen, dass ich mir 
nicht mehr sicher bin, ob ich jemanden an der Seite 
haben möchte, der sich nicht klar zu unserer Polizei 
bekennt und stattdessen davon spricht: Es ist Ihre 
Polizei, Herr Innenminister. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Michael 
Hübner [SPD]: Ach du Scheiße!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der AfD der Abgeordnete Dr. Blex das 
Wort. Bitte schön. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Abgeordnete! Schauen Sie sich 
mal die Umfragen an. Ergehen Sie sich doch hier 
nicht so heftig in Showkämpfen. Sie werden irgend-
wann die sozialistisch-ökologistische Einheitsfront 
zum Weiterregieren gegen uns bilden. So gesehen: 
Verscherzen Sie es sich doch nicht komplett mit den 
anderen. 

(Vereinzelt Lachen von der SPD) 

– Lachen Sie ruhig. Wir schauen mal. 

(Zuruf von der CDU: Das ist ein Brüller!) 

Meine Damen und Herren, unsere Vorfahren sind vor 
Millionen von Jahren von den Bäumen gestiegen. Sie 
sind durch die Steppe gewandert. Das Gehirn ist ge-
wachsen – bei den meisten zumindest. Vor über 
200.000 Jahren entstand der Homo sapiens sapiens.  

(Unruhe) 

In Zeiten wie heute kehren manche wieder auf die 
Bäume zurück und schmeißen mit Exkrementen. 

(Zuruf von Carsten Löcker [SPD]) 

Liebe Grüninnen, die Evolution kann manchmal auch 
regressiv sein. 

(Beifall von der AfD) 

Die Begründung mag mitunter im Bildungssystem lie-
gen, das Sie alle zu verantworten haben. 

Das sieht man auch bei Herrn Herter von der SPD, 
der tatsächlich sagt, die Energiewende sei ein sozia-
les Projekt. 

(Marc Herter [SPD]: Soll es werden!) 

Wenn man sich Ihre Studienabschlüsse ansieht, 
mag es sein, dass Sie meinen, alles sei ein soziales 
Projekt. Aber das ist es nicht. Es ist ein physikalisch-
technisches Projekt. 

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

Genau aus diesen Gründen wird es scheitern. Genau 
aus diesen Gründen – das merkt man jetzt auch an 
den Laschet-Parteien – rücken die Frontbegradigun-
gen im Kampf um die Energiewende immer näher an 
Düsseldorf und Berlin heran. 

Man muss Herrn Pinkwart ein bisschen loben. Sie 
haben ja schon öfter meine Reden gehört, und Sie 
lernen ja dazu. Ein paar Fehler gibt es noch. 

(Heiterkeit von der CDU und der SPD) 

Herr Pinkwart, Sie sind kein Physiker. Das ist ja nicht 
schlimm, Sie lernen dazu. „Atomkraft“ ist der Kampf-
begriff der Grünen. Der richtige Ausdruck ist Kern-
kraft, Herr Pinkwart. Das ist symptomatisch. 

(Zurufe und Heiterkeit) 

– Lachen Sie nicht über physikalisch wichtige Sach-
verhalte.  

Ganz wichtig ist: Verwechseln Sie bitte nicht Watt 
und Wattstunden. Wattstunde ist eine Energieform. 
Watt ist eine Leistung, die regelmäßig erbracht wer-
den muss.  

Nichtsdestotrotz hat Herr Pinkwart durchaus erkannt, 
dass der Wind nicht immer weht und die Sonne nicht 
immer scheint, insbesondere nachts nicht. Leider 
Gottes ist Herr Pinkwart immer noch Gläubiger der 
„Church of Global Warming“. Viele von Ihnen sind 
das auch. 

Da Herr Löttgen eben gesagt hat … Oh, er ist raus-
gegangen. Ich wollte ihm gerade etwas erklären, weil 
er eben gesagt hat, dass er das nicht so gut versteht. 
Jetzt ist er gegangen. Ich hatte deshalb eine Grafik 
für ihn mitgebracht. Das ist einfacher als ohne; mit 
Zahlen haben es ja nicht alle so. 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine Grafik.) 

Schauen Sie mal: Hier ist der CO2-Ausstoß im inter-
nationalen Vergleich. Das hier ist China, das hier sind 
die USA, das hier ist Russland, das hier ist Indien, 
das hier ist Deutschland, und dieses Fitzelchen hier 
hinten ist NRW. Jetzt gehen wir das mal kurz durch: 
Paris, Klimarettung. Was wollte Frau Brems? Die 
Welt retten und alles Mögliche.  
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Gehen wir das mal weiter durch: Das erste Land, 
China, braucht kein CO2 einzusparen. Das zweite 
Land, USA, will gar nichts einsparen. Das dritte Land, 
Indien, braucht es nicht. Das vierte Land, Russland, 
will nicht. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Sie können die 
Grafik jetzt bitte runternehmen. 

Dr. Christian Blex (AfD): Ich glaube, ich darf hier 
auch keine Zitate bringen, weil so etwas die Öffent-
lichkeit informiert. – Okay. 

Das hier ist Deutschland. Deutschland möchte das 
Klima retten. Sie sehen die Absurdität Ihrer Politik. 

Jetzt zeige ich Ihnen noch etwas. 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine weitere 
Grafik.) 

Das hier war Deutschlands CO2-Ausstoß 1990. Dann 
kam die Deindustrialisierung in Mitteldeutschland, 
und das ist heute unser CO2-Ausstoß.  

(Zurufe) 

Das hier war China 1990, und das hier ist China heut-
zutage. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Dr. Blex. 

Dr. Christian Blex (AfD): Meine Damen und Herren, 
Sie machen sich wirklich lächerlich. Es ist wirklich lä-
cherlich. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Dr. Blex, entschuldigen Sie bitte, wenn ich Sie einen 
Augenblick unterbreche. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der SPD) 

Dr. Christian Blex (AfD): Ja, wenn Sie die Redezeit 
anhalten. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Ja, die Redezeit 
wird dafür angehalten. Auch für Sie gilt, dass Sie aus 
der Redezeitüberziehung der Landesregierung drei 
Minuten über die angezeigte Zeit hinaus haben.  

Ich möchte nur einen Hinweis geben, weil wir das 
hier im Parlament in unserer Tradition und Ordnung 
bisher so hatten: Sie können hier alles sagen, was 
Sie sagen möchten. 

(Dr. Martin Vincentz [AfD]: Oh!) 

Das Präsentieren von Grafiken hier am Redepult ent-
spricht nicht der parlamentarischen Gepflogenheit. 

Deswegen bitte ich Sie, davon nur in zwingend not-
wendiger und zurückhaltender Weise Gebrauch zu 
machen. Sie haben Ihre Grafiken gerade selbst er-
läutert, sodass also eine Erklärung über die Sprache 
und die freie Rede möglich ist. – So viel als Hinweis.  

Entschuldigen Sie, dass ich Sie damit unterbrochen 
habe. Sie haben jetzt selbstverständlich wieder das 
Wort. 

Dr. Christian Blex (AfD): Vielen Dank. – Ich wollte 
das eigentlich gar nicht, aber Herr Löttgen hat ja vor-
hin gesagt, dass er das nicht so gut versteht. Deshalb 
sah ich mich gezwungen, das hier so zu zeigen. Ich 
wollte ja auch, dass er etwas lernt. 

Ich mache doch noch etwas.  

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt erneut eine Gra-
fik. – Heiterkeit von der CDU, der SPD, der 
FDP und den GRÜNEN) 

Das sind die Strompreise in Europa. Das hier ist 
Deutschland. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Dr. Christian Blex (AfD): Das sind die Strompreise 
in Deutschland. Das ist Deutschland. Das hier sind 
die anderen Länder. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
ich möchte Sie jetzt noch einmal bitten, das Zeigen 
von Grafiken zu unterlassen. Im Übrigen: Von hier 
hinten kann ich an den Balken in keiner Weise erken-
nen, ob es sich um China oder Deutschland handelt. 
Insofern habe ich die Bitte, dass Sie das auch dem 
Präsidium einmal zeigen. 

Dr. Christian Blex (AfD): Das mache ich gerne. Bitte 
schön. 

(Dr. Christian Blex [AfD] wendet sich mit der 
Grafik zum Präsidium. – Zuruf von der CDU: 
Das ist hier ja Kindergarten!) 

Hier sehen Sie die Strompreise in Deutschland und 
in anderen europäischen Ländern. Die größte Linie 
ist Deutschland. Der Rest sind die anderen europäi-
schen Länder.  

Noch ganz schnell die letzte Grafik, 

(Dr. Christian Blex [AfD] zeigt eine weitere 
Grafik.) 

weil immer behauptet wird, Deutschland wäre ein rei-
ches Land. Das war es auch mal.  

(Lachen von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 
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– Sie lachen. Das ist eigentlich ein bitterernstes 
Thema. Ein bitterernstes Thema! Sie werden nämlich 
einst sehen … 

(Unruhe)  

– Ich bitte doch das Präsidium, hier für Ruhe zu sor-
gen. 

(Lachen von der CDU, der SPD, der FDP und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Abgeord-
neter, das habe ich mehrfach versucht. – Es klappt 
doch. 

Dr. Christian Blex (AfD): Sie haben eben gesehen, 
wir haben die teuersten Strompreise Europas. Jetzt 
könnte man ja meinen, wir wären das reichste Land. 
Das behaupten Ihre Parteien ja noch. Aber Frau Mer-
kel und die Rot-Grünen zuvor haben das Land in 
Grund und Boden gewirtschaftet. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Das können Sie am Medianeinkommen sehen. Wir 
fallen hinter Länder wie Griechenland, Italien und Un-
garn, die alle viel billiger sind, zurück. Alle!  

Sie haben das hier in Grund und Boden geritten. Sie 
sehen die Zahlen. 

(Lachen von Bodo Löttgen [CDU]) 

– Sie lachen. Sie sehen die Zahlen zu den Stromprei-
sen in Deutschland. Jetzt stellt sich die Frage: Wa-
rum ist das eigentlich so? Der Grund ist ziemlich ein-
fach: Es gab mal ein Land, das noch verrückter war 
und versucht hat, das Land mit Windkraftanlagen zu-
zubauen. Das war ein kleines Land im Norden, Dä-
nemark.  

Nun ist Dänemark deutlich wohlhabender als 
Deutschland. Es hat allerdings eines gemacht: Es 
hat eine Kehrtwende eingeleitet. Die Dänen haben 
nicht nur ihre Grenzen wieder gesichert und wollen 
auch keine Schweine von uns mehr in ihr Land las-
sen. Sie tun auch ganz andere Dinge. Es ist nicht nur 
so, dass Menschen sich integrieren müssen, wenn 
sie nach Dänemark kommen, sondern die Dänen ha-
ben auch ein Moratorium gegen den Windkraftaus-
bau erlassen. Seitdem bleibt der Strompreis in Däne-
mark gleich. 

In Deutschland steigt er munter weiter. Jetzt können 
Sie sich natürlich einmal klarmachen, woher das 
kommt. 

(Zuruf von der CDU: Gibt es dazu eine Gra-
fik? – Heiterkeit von der CDU) 

– Es ist bezeichnend, dass gerade die CDU sich so 
verhält. Was Sie gemacht haben, ist eigentlich ein 
Verrat an Ihren Wählern. Die laufen jetzt zu uns über. 

Insofern ist alles okay, wenn Sie da so weitermachen 
wollen. 

Es ist jedoch ein superernstes Thema. Denn Sie 
schröpfen die Bevölkerung jedes Jahr mit 30,5 Milli-
arden Euro Zwangssubventionierung inklusive Mehr-
wertsteuer auf den Strompreis. 

Manche Grüninnen mögen sagen: Das ist ja gar nicht 
so viel, wenn man nur den Stromverbrauch des ein-
zelnen Haushalts betrachtet. – Das ist natürlich gro-
ber Unsinn. Denn alles, was im Land produziert und 
von der heimischen Bevölkerung konsumiert wird, 
muss bezahlt werden. Der Bäcker, der seine Bröt-
chen mit teurem Strom backt, ist ja nicht die EZB und 
druckt sich einfach das Geld, sondern er erhöht die 
Brötchenpreise. 

Was dank Ihrer Politik hier passiert, kann ich Ihnen 
sagen. Sie müssen nämlich davon ausgehen, dass 
diese 30,5 Milliarden Euro von der Bevölkerung zu 
tragen sind. Legen wir der Einfachheit halber einmal 
eine Bevölkerung von 80 Millionen Menschen zu-
grunde. In Wahrheit wird es natürlich von viel weniger 
Menschen bezahlt. Zwar haben wir seit dem Jahr 
2015 viel mehr Menschen im Land und wissen gar 
nicht genau, wie viele. Das spielt aber gar keine 
Rolle. Denn alle Menschen, die ab 2015 hierhin ge-
kommen sind, zahlen eh ihre Stromkosten nicht. So 
gesehen, können wir also von 80 Millionen ausge-
hen. Dann sind es pro Kopf der Bevölkerung 
382 Euro pro Jahr bzw. 32 Euro pro Monat. 

Dabei spielt es keine Rolle, ob Sie eine grüne bes-
serverdienende Beamtenfrau oder ein einfacher Ar-
beiter sind. Denn die grüne Beamtenfrau mag zwar 
mit ihrem SUV zum Biomarkt fahren, hat aber in der 
Regel genauso wie der kleine Arbeiter auch einen 
Kühlschrank und einen Fernseher zu Hause. Des-
halb ist das eine ganz asoziale Geschichte, die hier 
von Ihnen auf Kosten der kleinen Arbeiter und Ange-
stellten betrieben wird. 

(Beifall von der AfD) 

Was wir dafür bekommen – das hat Herr Pinkwart 
dann doch schon ein bisschen verstanden –, ist 
nichts anderes als volatiler Flatterstrom. 

Abschließend noch eine Bemerkung, Herr Pinkwart: 
Wenn eine Aluminiumhütte heute dank Ihrer Politik 
gezwungen ist, ihre Produktion der schwankenden 
Stromproduktion anzupassen, ist das physikalisch 
gesehen kein Speicher, sondern eine Anpassung an 
Standards der Dritten Welt. – Danke schön. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Dr. Blex. – Für die Landesregie-
rung hat jetzt noch einmal Herr Minister Professor 
Dr. Pinkwart um das Wort gebeten, das er selbstver-
ständlich auch bekommt. Bitte schön, Herr Minister. 
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Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirtschaft, 
Innovation, Digitalisierung und Energie: Herzlichen 
Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte in der zweiten Runde auf das eingehen, 
was Sie, Herr van den Berg, und auch Sie, Frau 
Brems, mit Blick darauf, wann wir was machen wer-
den, angesprochen haben. Herr Löttgen hat es schon 
mit Blick auf eine gewollte Anpassung der Leitent-
scheidung gesagt. Wir müssen jetzt nach einer sol-
chen Debatte fragen: Wie gehen wir vernunftgeleitet 
weiter vor? 

Der Fahrplan kann doch nur sein – das ist gefordert 
worden, und das ist auch der Anspruch der Kommis-
sion –, dass wir die Kommission arbeiten lassen. Da-
bei kommt die Kommission hoffentlich zu einem Er-
gebnis, das auch für alle Teile, die wir hier diskutiert 
haben, verantwortbar ist: für die Bürger, die Arbeit-
nehmer, die Wirtschaft und auch unsere Umwelt. 
Das ist jetzt die Aufgabe. 

Wir erwarten von dort ein Ergebnis. Mit diesem Er-
gebnis müssen Bund und Länder dann umgehen. 
Anschließend werden wir dazu Vorschläge erarbei-
ten, deren Umsetzung wir auf den verschiedenen 
Ebenen diskutieren werden. 

Entscheidend ist nur – auf diese Erwartung, die ich 
an die Kommission habe, möchte ich noch einmal 
aufmerksam machen –, dass die Kommission nicht 
nur sagt, welches Ziel sie erreichen will, sondern 
auch darstellt, wie sie den Weg, damit das gelingt, 
gestalten möchte und welche Voraussetzungen wir 
bis wann, und zwar ganz konkret festgemacht, errei-
chen müssen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das muss in einer Empfehlung stehen. Sonst funkti-
oniert es nicht. 

Herr van den Berg, damit bin ich auch bei Ihrem 
Punkt, den Sie angesprochen haben. Ja, natürlich 
sind es die Beschäftigten, und zwar nicht nur die Be-
schäftigten im engeren Sinne. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Dann müssen Sie ei-
nen Vorschlag machen!) 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich habe sehr 
bedauert, und zwar nicht nur als Mitglied der Regie-
rung, sondern genauso als Bürger dieses Landes, 
dass in dieser Debatte der letzten Wochen – auch in 
ihrer medialen Begleitung, wenn ich mir erlauben 
darf, das zu sagen – sehr stark nur auf einen Konzern 
und die dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
abgestellt wurde. Es wurde eine Art Feindbild ge-
schaffen – als wären die jetzt in einer Situation, in der 
sie anderen und unserer Umwelt Unmäßiges zumu-
ten würden. 

Sie handeln jedoch auf der Grundlage rechtmäßiger 
Entscheidungen. Außerdem leisten sie jeden Tag ei-
nen Beitrag zur Energieversorgung. Das ist in der 

Rede deutlich geworden. Herr Löttgen hat vorgetra-
gen, wie der Braunkohlestromanteil über den Tag 
verteilt aussieht. Sie leisten einen Dienst, der not-
wendig ist. 

Dass wir das so verengen und sogar stigmatisieren, 
halte ich den Menschen gegenüber für nicht verant-
wortlich. Ich halte es aber auch unserem Land ge-
genüber für nicht verantwortlich. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es sind doch nicht nur die Menschen in den Unter-
nehmen selbst, sondern auch die Menschen in den 
vielen anderen Bereichen, die davon abhängen. Es 
sind die vielen Handwerksbetriebe und die Zulieferer, 
die wir haben. Es sind die energieintensiven Unter-
nehmen. Ich habe das dargelegt. Es geht um Hun-
derttausende von Beschäftigten. 

Wir müssen doch verantwortlich die Zukunft gestal-
ten. Das ist das, was wir jetzt erwarten. Das muss 
gelingen. Dafür brauchen wir ein Konzept, das in sich 
stimmig ist. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ja!) 

Dann werden wir das beraten. Ich hoffe aber auch, 
dass wir für die dafür notwendigen Maßnahmen die 
notwendige Unterstützung bekommen. Denn darin 
ist auch eine Menge an Zumutung für die Bürgerin-
nen und Bürger enthalten. In diesem Zusammen-
hang bitte ich auch diejenigen, die am lautesten ru-
fen, mit dazu beizutragen, dass wir das möglichst 
schnell machen können. Meine Bitte ist, dass dieje-
nigen dann auch sagen, dass das alles notwendig ist 
und dass Konverter, Übertragungsnetze und vieles 
mehr gebaut werden müssen. Diejenigen sollen sich 
dann bitte auch klar dazu bekennen. 

Dass offensichtlich ein Unterschied in der Vollmun-
digkeit besteht, liebe Frau Brems, mit der man sich 
für den Klimaschutz einsetzen kann, möchte ich hier 
an einem Punkt herausarbeiten, nämlich der starken 
Differenz zwischen Ihrer sehr wahrscheinlich stärker 
von Verantwortung getragenen Regierungsarbeit 
und Ihren Einlassungen, die Sie heute formuliert ha-
ben. 

Sie sagen, hier hätte nur Ihre Fraktionskollegin etwas 
zum Klimaschutz gesagt. 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Zum Weltklimarat!) 

Ich habe in meiner Erklärung für die Landesregierung 
den Klimaschutz an den Anfang meiner Ausführun-
gen gestellt. 

Jetzt komme ich zu Ihrem Klimaschutzgesetz, das 
Sie im Jahr 2013 mit Zielen für 2020 und 2050 be-
schlossen haben. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Ja!) 

Darin haben Sie im Jahr 2013 für 2020 ein Ziel von 
minus 25 % gesetzt. Ihre Vorgängerregierung von 
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CDU und FDP mit der geschätzten damaligen Kolle-
gin Christa Thoben hatte im Jahr 2008 einen Ener-
gie- und Klimaplan mit einem CO2-Minderungsziel für 
2020 von minus 33 % vorgelegt. 

(Wibke Brems [GRÜNE]: Ohne Maßnahmen!)  

– Nein, nein, mit vielen Maßnahmen. 

Sie haben das anders entschieden. Man könnte jetzt 
sagen: Oh Gott, wie ambitionslos. – War es aber gar 
nicht. Es war nicht ambitionslos, sondern Sie haben 
etwas zur Kenntnis genommen, was zwischenzeit-
lich stattgefunden hat, nämlich dass Deutschland 
schneller aus der Kernenergie aussteigen will, als es 
seinerzeit beabsichtigt war. 

Sie als Partei müssen sich endlich dazu bekennen, 
was Sie wollen. Zuerst gehen Sie gegen Kernenergie 
vor, obwohl diese CO2-arme Energie sicherstellt;  

(Zuruf Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

kaum ist das dann erreicht, fordern Sie, dass jetzt 
auch noch die Energie verschwinden müsse, die den 
Ausgleich für den Wegfall der Kernenergie schaffen 
muss. Das beides geht nicht zusammen. 

Als Sie die Regierung mitgestellt haben, haben Sie 
das erkannt und sich deswegen weniger ehrgeizige 
Ziele gesetzt – zu Recht, weil alles andere nicht funk-
tionieren würde. Dann sagen Sie das aber doch ehr-
licherweise bitte auch in solchen Debatten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Um noch ein bisschen Klarheit zu schaffen: Es ist 
auch nicht so, dass die Regierungen, die bisher ge-
handelt haben, oder wir einen Fahrplan verfolgt hät-
ten bzw. verfolgen, der keine Veränderungen vorsah 
bzw. vorsieht. Eingangs habe ich schon erwähnt, 
dass noch einmal zusätzliche Kraftwerksblöcke aus 
dem System herausgenommen worden sind. 

Es gibt einen– auch durch Ihre Leitentscheidung vor-
gegebenen – Plan, der vorsieht, dass hier in Nord-
rhein-Westfalen schon bis 2030 im Vergleich zu 
heute 50 % weniger CO2 durch Kohle emittiert wird. 
Es ist ein ganz klar degressiv verlaufender Ausstieg 
geplant. Die Kohle wird ja nicht bis 2045 oder 2050 
weiter in vollem Umfang benötigt werden. Sie ist re-
dundant. Erst kommen die Erneuerbaren; die Kohle 
steht hilfsweise zur Verfügung und wird im Laufe der 
Zeit weniger gebraucht werden. Sie wird aber noch 
gebraucht, und das muss man fairerweise doch auch 
sagen. 

Frau Brems, Sie scheinen eine sehr verengte Vor-
stellung von erneuerbarer Energie zu haben. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn über erneuerbare Energie gesprochen wird, 
dann reden Sie nur über Windkraft. Sie reden nicht 

über andere Formen; Sie haben andere Formen be-
hindert. Sie haben die Geothermie hier in Nordrhein-
Westfalen behindert 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Was?) 

und nicht, wie Hessen, Freiräume für Fotovoltaik – 
die hier gesetzlich mehr eingeschränkt ist als in an-
deren Bundesländern – geschaffen. 

(Michael Hübner [SPD]: Sie haben unseren 
Antrag auch abgelehnt!) 

Wir schaffen endlich ein Level Playing Field für alle 
Erneuerbaren, 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

damit wir möglichst viele Technologien mit einbrin-
gen können. 

Zur Bilanz: Im Jahr 2017 sind in Nordrhein-Westfalen 
870 Megawatt Windkraft dazu gebaut worden. 307 
Anlagen! Etwas weniger als Niedersachsen und weit 
mehr als Schleswig-Holstein – 

(Zuruf Arndt Klocke [GRÜNE]) 

obwohl der Wind hier nicht ganz so stark wie an der 
Küste weht, wenn ich das richtig gelernt habe – hat 
Nordrhein-Westfalen Windkraft ausgebaut. Nord-
rhein-Westfalen ist bei der Windkraft – kumuliert 
nach Anlagenstärke – deutschlandweit Nummer vier! 

Also sage ich: Werden Sie doch auch mal etwas we-
niger klientelbezogen, öffnen Sie sich und verbreitern 
Sie Ihre Aktivitäten für eine nachhaltige Energiepoli-
tik. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Professor. Dr. Pinkwart. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. – Auch beim Blick in die 
Runde sehe ich keine mehr. Damit schließe ich die 
Aussprache zur Unterrichtung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 17/3791. Die antragsstellende Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat eine direkte Abstimmung 
beantragt. Die Fraktion der AfD hat zu den Punkten II 
und III des Antrags Einzelabstimmung beantragt. Da 
die Fraktion der AfD nicht antragsstellende Fraktion 
des Antrags 17/3791 ist, muss ich fragen, ob es ge-
gen die Einzelabstimmung Bedenken gibt; diese wur-
den von der antragsstellenden Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen bereits angemeldet. 

Der Landtag muss daher jetzt mit Mehrheit darüber 
entscheiden, ob die beantragte Einzelabstimmung 
durchgeführt wird. Wer möchte für die von der AfD 
beantragte Einzelabstimmung zu den Punkten II und 
III votieren? – Das sind die Abgeordneten der Frak-
tion der AfD sowie der fraktionslose Abgeordnete 
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Pretzell. Gibt es Gegenstimmen? – Das sind die Ab-
geordneten der Fraktionen CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – Keine. Da-
mit hat der Landtag mit Mehrheit entschieden, keine 
Einzelabstimmung vorzunehmen. 

Wir gehen zur Gesamtabstimmung über den Antrag 
17/3791 über. Wer möchte diesem Antrag zustim-
men? – Das sind die Abgeordneten der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Gegenstimmen? – Das sind 
die Abgeordneten der Fraktionen CDU, SPD, FDP, 
AfD und der fraktionslose Abgeordnete Pretzell. Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag Drucksache 17/3791 abgelehnt. 

Damit sind wir am Ende von Tagesordnungspunkt 1 
angelangt. 

Ich rufe auf: 

2 Die berufliche Bildung fit für die Zukunft ma-
chen – Berufskollegs regional weiterentwi-
ckeln 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/3806 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU der Abgeordneten Kolle-
gin Petra Vogt das Wort. Bitte schön. 

Petra Vogt (CDU): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Berufskollegs in ihrer Vielfalt 
sind in unserem Land seit Langem ein Garant für 
qualifizierte Berufsausbildungen und liefern einen 
wesentlichen Beitrag zur Stärkung unseres Arbeits-
marktes verbunden mit kontinuierlich sinkender Ar-
beitslosigkeit. Diese intensive Arbeit in der Funktion 
des nachfrageorientierten Dienstleisters für berufli-
che Aus- und Weiterbildung steht jedoch eher selten 
im Fokus der Öffentlichkeit, und es ist häufig kaum 
bekannt, wie viele Lehrerinnen und Lehrer unter-
schiedlichster Fächerkombinationen sich an den ein-
zelnen Berufskollegs um die bestmöglichen Bil-
dungsverläufe der jungen Menschen kümmern. 

Der rasante Wandel der Arbeitswelt und der Gesell-
schaft führt jedoch dazu, dass auch diese gewohnt 
flexibel agierenden Schulsysteme an ihre Grenzen 
stoßen, die eine optimale Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler nicht mehr ermöglichen. Zu nennen 
sind hier an erster Stelle sinkende Auszubildenden-
zahlen und Lehrermangel, der in bestimmten Fä-
chern so gravierend ist, dass man um die Zukunft der 
Berufsbilder fürchten muss. Denn eines ist klar, sehr 
geehrte Damen und Herren: Ohne qualifizierten Fa-
chunterricht in der Berufsschule werden wir einige 

Ausbildungsberufe so, wie wir sie kennen, in der Zu-
kunft nicht mehr haben. 

(Beifall von Daniel Sieveke [CDU]) 

Eine geringe Anzahl von Auszubildenden in einigen 
Ausbildungsberufen führt ebenfalls – und das natür-
lich vor allem im ländlichen Raum – dazu, dass das 
Ausbildungsangebot kaum noch aufrechterhalten 
werden kann. Wie Sie alle wissen, gibt es eine Klas-
senmindestgröße. Wenn sich nicht genügend Auszu-
bildende finden, steht die Schule vor einer sehr 
schwierigen Entscheidung. Sie muss sich nämlich 
überlegen, ob man klassenverwandte Ausbildungs-
berufe zusammenlegen oder jahrgangsübergreifen-
den Unterricht anbieten kann. Das ist ausgesprochen 
schwierig. Die Schulen versuchen, Lösungen zu fin-
den. 

Aber es gibt nun einmal diese Mindestgröße. Viel-
leicht müssen wir angesichts dieser besonderen Si-
tuationen noch einmal darüber diskutieren. Das führt 
einfach dazu, dass in Teilen Ausbildungsberufe nicht 
mehr gewählt werden, weil man um das Berufsschul-
angebot fürchten muss, oder dass Ausbilder sagen: 
Es lohnt sich für uns nicht. Wir gehen nicht in die Aus-
bildung hinein. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das verringert na-
türlich die Chancen junger Menschen in unserem 
Land auf eine qualifizierte Berufsausbildung. 

Unser System der dualen Berufsausbildung ist aber 
ein wesentlicher Standortfaktor im globalen Wettbe-
werb, um das uns viele andere Länder beneiden. 
Dieses System wollen wir von CDU und FDP stär-
ken, damit es auch zukünftig seiner Rolle als wichti-
ger Partner in der beruflichen Bildung nachkommen 
kann. 

Dazu möchten wir den Berufskollegs die Möglichkeit 
eröffnen, im regionalen Verbund abgestimmt flexibel 
auf die zukünftigen Anforderungen reagieren zu kön-
nen. 

Das Modellprojekt „Regionales Berufsbildungs-
zentrum Dortmund“ hat bereits wichtige Hinweise 
in Bezug auf eine Weiterentwicklung der Berufs-
kollegs gegeben. Frühzeitig hat man dort erkannt, 
dass eine intensive Zusammenarbeit Synergien bil-
det, die zu verbesserten Bildungsangeboten und Be-
ratungsleistungen führen. 

Und eines ist auch klar, sehr geehrte Damen und 
Herren: Wir befinden uns in unserem Land in einer 
Situation, in der wir eigentlich sehr viele Arbeitskräfte 
benötigen, in der wir auch genügend Stellen dafür 
haben, in der wir aber immer wieder feststellen müs-
sen, dass teilweise das, was in den Stellen gefordert 
wird, und das, was unsere jungen Menschen leisten 
können, nicht übereinstimmt. 
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